Vergleichende und Internationale Politische Ökonomie
1 Einführung 
Worum geht es?
Kapitalismus und Demokratie 
- Moderne Demokratien sind kapitalistische Demokratien: Spannungsfeld von Gleichheit und Ungleichheit 
Politics
- Politische Präferenzen ganz häufig Ausdruck wirtschaftlicher Interessen
- Gegensatz von Arbeit und Kapital strukturell prägend
Policies 
- Wirtschafts- und Sozialpolitik eines der wichtigsten Politikfelder
- Grosse und stabile Unterschiede zwischen Ländern
2 Wie gehen Demokratie und Kapitalismus zusammen?
(Zu Gringrich 2019)
Kapitalismus bedingt die Möglichkeit und Existenz von Ungleichheit Markt (Wohlfahrtsgewinne) funktioniert nur dann effizient, wenn er ungleiche Angebote zulässt. 
Utopie: optimistisches Szenario 
Distopie: pessimistische Vorstellung
Rechts: Demokratie zerstört Markt (Versklavung)
links: Kapitalismus verunmöglicht Demokratie (abhängig von der Vermarktung ihres eigenen Lebens, keine Ausübung der politischen Rechten)
 
Fortschreitende politische Gleichheit bewirken materielle Ungleichheiten
Zunehmende Erwerbstätigkeit der Frauen erweitert das Arbeitsangebot, Preis der Arbeit sinkt --> Lohnniveau sinkt

Sind politischer Universalismus und wirtschaftliche Gleichheit inkompatibel? 
- Hat die Ausweitung politischer und sozialer Rechte auf immer neue soziale Gruppen den Preis der Ungleichheit? Ist das demokratische Streben nach mehr Egalitarismus ökonomisch problematisch?
- Oder: Unterhöhlt die kapitalistische «Wissensökonomie» zwangsläufig die politische Gleichheit?
Kausalität zwischen Ausweitung politischer & sozialer Rechte und der Zunahme von ökonomischer Ungleichheit?

Ausweitung politischer und bürgerlicher Freiheiten seit dem frühen 20. Jh.
Entwicklung der demokratischen Staatsbürgerschaft bedingt: 
· Grundrechte
· Aktive und passive politische Rechte 
· Soziale Rechte
Konzentration von Macht und Rechten in den Händen der besitzenden Klasse bis ca. Anfang/Mitte 20. Jh. Ab dann sukzessive Ausweitung auf Arbeiter, Frauen, Kinder, religiöse, ethnische, sprachliche, sexuelle Minderheiten


[image: ]60/70er: Ausdehnung politischer Rechte








80/90er: Bildungsexpansion
Expansion von höherer tertiärer Bildung: Zugang zu Bildungsinstitutionen, Teilnahme am politischen System als wichtiges Merkmal demokratischer Staatsbürgerschaft Trend zur Ausweitung von Rechten, Möglichkeiten und Chancen
70/80er: Steigerung der Frauenquote
Erwerbstätigkeit bewirkt weniger materielle Ungleichheit, Eigenständigkeit, Gestaltungfreiheit der eigenen Biographie
Diskriminierung
Tendenz zur Reduktion von aktiver Diskriminierung
Positive/ausgleichende Diskriminierung steigt (z.b Antirassismusgesetz, Quoten)
Expansion von politischen und sozialen Rechten zum Schutze sexueller Minderheiten

Zunehmender demokratischer Egalitarismus bzgl. gesellschaftlicher Gruppen


Zunehmende wirtschaftliche Ungleichheit seit ca. 1980er
· «The Great U-turn», Alderson and Nielsen 2002, AJS
· (selektiv) Staatsabbau, neue Armutsrisiken 
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The top decile income share in Anglo-Saxon countries 

[image: ]Global income growth from 1988 to 2008 (Elefantengrafik)



		
[image: ][image: ]	Negatives Wachstum in der unteren Mittelklasse der entwickelten Demokratien 
In der qualifizierten Arbeiterschicht gab es keinen Zuwachs
Politisch relevante Gruppe
Global gesehen immer noch reich 
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Keine Verlierer, keine wirkliche Einkommensbusse
Am meisten profitieren die hohen Einkommensschichten
Die mittleren blieben gleich




Warum diese beiden gegenläufigen Entwicklungen? 
(zunehmende demokratische Expansion, aber auch ökonomische Ungleichheit)
1. Strukturwandel zur Dienstleistungs- und Wissensökonomie, inkl. Bildungsrevolution 
2. Gesellschaftlicher kultureller Wandel 
3. Globalisierung: Beschleunigung des Strukturwandels, Diffusion von Ideen, internationale Organisationen
Direkter Zusammenhang?
Führt der zunehmend ausgeweitete Universalismus zu einer Schwächung der Umverteilung? 
Führt die globalisierte Wissensökonomie zwangsläufig letztlich auch zu politischer Ungleichheit (»winner takes all»)?
Zeitungsartikel Strupler und Lilla




3 Sozialstaaten im internationalen Vergleich
Was ist Vergleichende Politische Ökonomie? (zentral: Institutionalismus)
· CPE concerns itself with the comparative study of distributional outcomes across countries and among individuals. 
· CPE explores how the complex domains of labour markets, industrial relations, finance, and welfare states mesh and interact. 
· It offers insights into individual prospects for negotiating and navigating these choices. 
· CPE focuses on the institutional differences in the organization of modern capitalism.“
Was ist Internationale Politische Ökonomie? (zentral: Strukturalismus, Gewinner/Verlierer)
· „International Political Economy (IPE) studies how politics shape developments in the global economy and how the global economy shapes politics. 
· It focuses most heavily on the enduring political battle between the winners and the losers from global economic exchange.“
Gemeinsamkeiten: VPÖ und IPÖ
· Fokus auf Verteilungsfragen (zwischen Staaten, innerhalb von Staaten) 
· Materialismus als gemeinsames theoretisches Fundament
· Methodologischer Individualismus als gemeinsames methodisch-empirisches Fundament (rc)
Ideengeschichtliche Traditionslinien
A. Theorien ökonomischer Transformationsprozesse (Philosophie, Ökonomie/Soziologie) 
Im Kontext der Entwicklung einer (industriellen) Marktgesellschaft 18. und 19. Jh 
· Adam Smith (z.B. the Wealth of Nations 1776): individueller Rationalismus führt zu maximalem kollektiven Wohlstand
· David Ricardo (z.B. On the Principles of Political Economy and Taxation, 1817): Handel steigert den kollektiven Wohlstand durch Spezialisierung 
· Karl Marx (z.B. Das Kapital 1867): Selbstzerstörerische Dynamik des Kapitalismus durch das Handeln der kapitalbesitzenden Klasse 
Versuche, die umwälzenden sozialen und ökonomischen Veränderungen und ihre Konsequenzen zu verstehen.

B. Makroökonomische Theorien (Ökonomie, Politikwissenschaft) 
Theorien der Marktgesellschaft (bzw. Industrie- gesellschaft) im 20. Jh 
· Karl Polanyi: The Great Transformation, 1944: 
-„From non-market societies to market societies“ 
- Die Marktwirtschaft verändert die Logik des menschlichen Handelns an sich. 
- Der Mensch in der Marktgesellschaft wird zum rationalen, kalkulierenden Akteur 
- Die Marktgesellschaft führt langfristig zum sozial- protektionistischen „backlash“ („double movement“)
 Logik sozialen politischen Handelns: Veränderung der Gesellschaft durch den Markt (rational, gewinnmaximierendes Lebens als Produkt der Umstände)

· Keynesianismus: Nachfrageorientierung vs. Monetarismus: Angebotsorientierung (Staat soll Produzenten viel Freiheit lassen, Firmen sollten sich selber erholen)
· CPE: Politik der fiskalpolitischen Steuerung, Korporatismus
· IPE: Handelstheorien/modelle
C. Für CPE: Makrohistorische Theorien der Sozialstaatsentwicklung (Politikwissenschaft)
· Empirisch: Theorien der Staatsentwicklung 
-Stein Rokkan / S.M Lipset, Party Systems and Voter Alignments 1967 
-Peter Flora, Growth to Limits 1986/1987 
-Gösta Esping-Andersen, Three Worlds of Welfare Capitalism 1990 
· Politische Philosophie 
-T.H. Marshall, Citizenship and social class, 1950 
-Civil rights, political rights and social rights
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Zunehmende Überlappungen
durch die (regionale) Integration der Ökonomien
1. (Nationale) Politisierung der internationalen ökonomischen Governance (z.B. WTO, EU)
2. Internationale Determinanten von nationalen Outcomes, als Rahmenbedingungen (z.B. Geldpolitik) oder direkter Einflussfaktor (z.B. /IMF/Multinationale Unternehmen)


Die drei Welten des Wohlfahrtskapitalismus (basierend auf Esping-Anderson)
· «The welfare state ... represents the single most important transformation of advanced capitalist democracies in the post-Second World War period.» (van Kersbergen / Manow 2017) 
· „This book studies whether and under what conditions the class divisions and social inequalities produced by capitalism can be undone by parliamentary democracy“ (Esping-Andersen 1990)
· „Democracy is a usable means for class struggle: social rights push back the frontiers of capitalist power“. (Esping-Andersen 1990)
«Welfare regime»: Interaction of market, state and family in managing social risks. 
(Van Kersbergen and Manow 2017)
[image: ]Aus welchen Quellen beziehen Menschen materielle Sicherheit und Absicherung?




Das Verhältnis von Markt, Familie und Staat ist v.a. geprägt vom Ausmass und der Art der Staatsintervention.
1. «Dekommodifizierung»: Ausmass; „The degree to which social rights permit people to make their living standards independent of pure market forces“ 
Wie stark der Staat/soziale Rechte, den Menschen vom Markt befreien. Emanzipation von der Vermarktung der eigenen Arbeitskraft Wie stark erlaubt der Staat den Menschen zu leben, ohne dass sie arbeiten. Abhängig von alternativen Arbeitsquellen und wie hoch diese sind. 
Indikatoren bei E-A für Altersrenten, Krankheitsleistungen, Arbeitslosigkeit
1. Mindesthöhe von Leistungen 
2. Durchschnittshöhe von Leistungen (z.B. Ersatzraten) 
3. Anspruchsberechtigungen (z.B. Beitragsdauer; Karenzfristen) 
4. Dauer von Leistungen
2. «Stratifizierung»: Art; „The welfare state is a stratification system in its own right. Does it enhance or diminish existing status or class differences?“ 
 Wie wird Dekommodifizierung verteilt? 
Stratifizierende Element: geknüpft an Bedingungen, die die Gesellschaft stratifizieren (Verheiratet, reguläres Einkommen)
Universalistisch, egalitär: nicht stratifizierend, alle kriegen es 

Indikatoren bei E-A für Altersrenten, Krankheitsleistungen und Arbeitslosigkeit

1. Konservatismus (Status-Stratifizierung)
- Korporatistische Fragmentierung der Rentensysteme (unterschiedliche PK, die unterschiedlich grosse Leistungen gewähren)
- Höhe der Altersrenten für Beamte (bessere Bedingungen für diejenigen mit tiefen Risiken)
proportionale Leistungen

2. Liberalismus 
- Bedarfstests bei Leistungen 
- Private Anbieter/Versicherer 
Leistungen nur an Bedürftige

3. Sozialismus 
- Umfassendes Risikopooling / Universalismus (nordisch)
- Tiefe Spreizung der Leistungshöhen (Min/Max)
tiefste Stratifizierung, keine Fragmentierung der Solidargemeinschaft
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[image: ]	E-A findet immer gleiche Ländergruppen,	aufgrund verschiedenster Indikatoren






Grundlagen und Determinanten 
· Zentrale Erklärung: «Power Resources» Modell 
(vs. Industrialisierung: Sozialstaat gibt es weil es mehr soziale Risiken gab
 vs. Marxismus: Sozialrechte, um Masse ruhig zu stellen, um Revolution abzuwenden) 
· Zentrale Variable: Mobilisierung der Arbeiterklasse 
· Sozialrechte als Machtressource (der Arbeiterklasse)
„Decommodification strengthens the worker and weakens the absolute authority of the employer. It is for exactly this reason that employers have always opposed decommodification“ (E-A)
[image: ]Politische Erklärung der Regime nach der Machtressourcentheorie (E-A 1990; van Kersbergen 1994)







Validität der Machtressourcentheorie nach 1980er Jahre?
(Huber, Evelyne and John Stephens, 2000)
· Bis 1986: Korrelation zwischen linke und Grosszügigkeit für Sozialausgaben ist immer positiv
· Nach 1985: keinen signifikanten Zusammenhang mehr zwischen Stärke der Linken und Grosszügigkeitsreformen 
 Die Erklärungskraft der Variable „Left power“ (SD Wähler- und Regierungsanteil, Gewerkschaftsdichte etc. nimmt in der Tat ab über die Zeit.
(Sitzung vom 14.4)

Kritik an der Typologie
Empirisch: Southern European model (residual) als eigenständiges Regime (früher keine Demokratien)
Hohe Stratifizierung und tiefe Dekommodifizierung

Gender-blindness 
· „Power resources analysts focus on those aspects of social provision that are most relevant for male wage earners and breadwinners. Programs that compensate workers for losses in income from paid labor“ 
· Life chances of women may depend on different social rights than life chances of the „male breadwinner“.
 E-A geht nur vom männlichen Arbeitnehmer aus, und wie dieser abgesichert ist








4 Produktionsregime, Varieties of Capitalism

1. Kritik an der Machtressourcentheorie
· Letzte Woche: Wohlfahrtsstaat v.a. als Instrument der Umverteilung zwischen Arbeit und Kapital. (von oben nach unten)
· Esping-Andersen: Entscheidend sind die Machtressourcen und Koalitionsmöglichkeiten der Arbeiterschaft. Schlüsselrolle für linke Parteien und Gewerkschaften
· Aber: In Kontinentaleuropa wichtige Rolle christdemokratischer Parteien. 
· Aber: Erfinder der Sozialversicherung: Bismarck (Krankenversicherung 1883, Unfallversicherung 1884)
es war nicht immer so, dass man AN stären und AG explizit schwächen wollte 

Wohlfahrtsstaat = Sozialversicherung
· Versicherungslogik heisst: Absicherung gegen mögliche Risiken erlaubt, diese Risiken überhaupt einzugehen. Hier geht es nicht um Umverteilung. Keine Vorhersage, wer betroffen sein wird -> risiko pooling ist effizienzsteigernd 
· Wichtige Risikoquelle im Arbeitsmarkt: Spezialisierung (auf einen Beruf, eine Firma, ein Produkt…) 
· Firmen haben Interesse, dass Arbeitnehmende sich spezialisieren.

Risiken auf dem Arbeitsmarkt: Versicherungen erlaubt diese einzugehen 
Risiko sich zu spezialisieren ist gross, da man bei Konkurs keinen neuen Job findet. 
Einzelne Leute im Arbeitsmarkt haben ein viel höheres Risiko, falls sie mal arbeitslos werden, nicht sehr schnell einen neuen ähnlich gut qualifizierten Job zu finden
Perspektive der Firmen: sie wollen spezialisierte Mitarbeiter
Wie können sie die AN dazu motivieren, dieses Risiko auf sich zu nehmen?
--> Risiko abmildern, wegversichern
--> Wohlfahrtsstaat bietet einen solchen Risikoschutz an, dass sich AN spezialisieren
--> Hier ist der Staat kein Umverteilungsapparat, sondern ein Konstrukt, dass die allg. Effizienz bemüht
 Christdem.: Stratifizierend, Staat perpetuiert die im Arbeitsmarkt bereits bestehenden Ungleichheiten (defizit gem. E-A)
Effizienztheoretisch: versicherungsbasiert, Lebensstandard erhalten 

Wohlfahrtsstaat potenziell effizienzsteigernd

Welches Wohlfahrtsstaatsregime ist besonders geeignet, diese Effizienzsteigerung zu sichern? 
Antwort: Das Regime, in dem der Versicherungscharakter besonders ausgeprägt ist 
=> Das christdemokratische Regime
«Stratifizierung» in diesem Sinne ein Beitrag zur Effizienzsteigerung

[image: ]Wohlfahrtstaat und Skill Formation


Kündigungsschutz, Arbeitslosenunterstützung
Low low: immer schnell einen neuen Job finden, spricht gegen Spezialisierung und für general skills/people skills 
low high: ein Leben lang bei derselben Firma bleiben
High low: spezialisiert innerhalb einer Branche, wo man dann Job wechseln kann





Zwei Interpretationen des Wohlfahrtsstaates
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· Effizienz-Argument theoretisch sehr innovativ, Inspirationsquelle für viele theoretische Entwicklungen. 
· Historisch-empirische Forschung zur Entstehung des Wohlfahrtsstaats scheint jedoch überwiegend dem Machtressourcenansatz recht zu geben. (AG waren eher gegen Ausbau)
· Effizienz-Perspektive hilfreich für die Erklärung der Stabilität des Wohlfahrtsstaats : Warum führt der Niedergang der Sozialdemokratie nicht zum Abbau des Wohlfahrtsstaats? 
(Evt. haben AG in bestimmten Ländern gut damit arrangiert und drängen nicht auf den Abbau des Wohlfahrtsstaates)
2. Varieties of Capitalism (VoC)
Entstehungskontext
These: Globalisierung zwingt Länder zu Konvergenz
Kontext 1990er-Jahre
- Systemkonkurrenz des kalten Krieges endet
- USA: New Economy Boom 
- Deutschland: Wiedervereinigungsschock 
- Schweden: Bankenkrise 
- Grossbritannien: New Labour 
Annahme: Alle werden wie die USA, da in Europa viel Krisen, USA-Modell sehr erfolgreich
Empirisch: Retrenchment-Debatte -> Abbau des Sozialstaats
Theoretisch: Kritik am Gewerkschaftsfokus der Wohlfahrtsstaatsforschung 
Gegenthese: Unternehmen haben unter bestimmten Umständen Interesse am Erhalt des Sozialstaats
Argument und Empirie
· Firmenzentrierter Ansatz
Institutionen sorgen dafür, dass sich Firmen unterschiedlich verhalten
· Zwei Typen von Ökonomien: LMEs und CMEs 
= Institutionen, welche Lösungen von Koordinationsprobleme beeinflussen
· Firmen organisieren Sphären institutioneller Koordination systematisch unterschiedlich
· LMEs: Märkte und Wettbewerb 
Kurzfristige, klare, nicht auf Wiederholung abgelegte Verträge -> über den Markt, wer gibt mir die besten Konditionen -> Wettbewerb)
· CMEs: Netzwerke und Kooperation
Langfristige Organisation, Bindung -> Spezialisierungsvorteil, stabile Netzwerke
[image: ]Institutionelle Komplementaritäten: Strukturen (lang-/kurzfristig müssen stimmig sein)









Die eine Organisationsform funktioniert nur dann gut und nützlich, wenn die anderen darauf abgestimmt sind!
Empirie:
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Argument:
· VoC unterscheidet zwei Typen von “assets”: switchable und specific assets 
· VoC unterscheidet zwei Typen von Innovation: radikal und inkrementell 
· LMEs spezialisieren sich auf radikale Innovationen (switchable assets)
· CMEs spezialisieren sich auf inkrementelle Innovationen (stetige Verbesserung durch Spezialisierung)
· Das Spezialisierungsmuster folgt dem “comparative institutional advantage” der jeweiligen Länder
Vier (Originaltext: fünf) Sphären institutioneller Koordination (Koordinationsprobleme auf dem Markt oder durch langfristige Beziehungen lösen)
· Arbeitsbeziehungen 
· Unternehmensfinanzierung und –Kontrolle («corporate governance») 
· Ausbildungssystem (Wie komme ich an die Skills, die ich benötige)
· Beziehungen zu Zulieferern und Kunden


[image: ]Arbeitsbeziehung und Löhne








Unternehmensfinanzierung und Kontrolle
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[image: ]Ausbildungssystem
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Beziehung zu Kunden und Zulieferern





Bewertung und Kritik
- Funktionalismus: Wohlfahrtsstaat löst das Problem der Versicherung und Spezialisierung
- Immerwährende Stabilität? -> Grundproblem institutionalistischer Erklärungen
->Modelle perpetuieren sich, Arbeitsmarkt wurde flexibel
- Modell der Industrieökonomie? Rückgang der Beschäftigung dort
- Entwicklung eines Landes hängt von den Institutionen ab


5 Internationaler Handel

Letzte Woche: Comparative Institutional Advantage: Länder spezialisieren sich gemäss ihrer Institutionen und treiben entsprechend Handel. 
Prognose: Deutschland exportiert Autos, die USA exportieren Software

1. Klassische Handelstheorien
Entwicklung im 19. Jahrhundert: Erste Phase der Globalisierung. 
Zentrale politische Streitfrage: Freihandel oder Protektionismus? 
· England: «Corn Laws», Abschaffung 1846 
· USA: Amerikanischer Bürgerkrieg: Norden protektionistisch, Süden freihändlerisch 
· Deutschland: Zollverein 1834, Bismarcks Schutzzollpolitik («Iron and Rye»)
Frage: Wie kann man die Interessengegensätze verstehen? Was sind die ökonomischen Konsequenzen des Freihandels?

Anteil des Handels am globalen BIP hat sich zwischen Ende 18 und 19jh. Verdreifacht -> dann Krisen und seit 70 und 80er zweite Globalisierungswelle

Das ökonomische Argument für Freihandel
Modell: zwei Länder, zwei Güter (zB Tuch und Wein), nur ein Produktionsfaktor (Arbeit)

Absoluter Vorteil:
· Offensichtlich: Wenn Land A Gut 1 produktiver herstellen kann und Land B Gut 2 produktiver herstellen kann, dann lohnt sich Handel. 
· Land A spezialisiert sich auf Gut 1, Land B auf Gut 2, dann wird getauscht.
Adam Smith: Wandte sich gegen Vorstellung des Merkantilismus ("Handel ist ein Nullsummenspiel")
Es gibt jedoch Vorteile für beide. Länder sind unt. Produktiv in unt. Bereichen. Länder sollten nicht autark sein und alles selber herstellen --> Spezialisierung und Tausch

Komparativer Vorteil:
· Was passiert, wenn Land A beide Güter produktiver herstellen kann als Land B? 
· Dann ist trotzdem der absolute Vorteil von Land A bei einem Gut (hier: Gut 1) grösser als bei dem anderen Gut. 
· Das heisst: Land B hat bei dem anderen Gut (Gut 2) einen relativen («komparativen») Vorteil (bei dem Gut, bei dem der Produktivitätsunterschied kleiner ist)
· Auch hier sind Spezialisierungsgewinne möglich: Land A spezialisiert sich auf Gut 1, Land B auf Gut 2, dann wird getauscht.
David Ricardo







Ricardos Beispiel: England und Portugal
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Vorteil bei Tuch ist kleiner als beim Wein
Dieser Vorteil: Grenzrate der Transformation
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2. Klassische Handelstheorien: Politische Konfliktlinien
Bis hierhin: Alle profitieren vom Freihandel. Warum ist Freihandel dann umstritten? 
- In der Realität gibt es Gewinner und Verlierer. Warum?
- Wer sind Gewinner und Verlierer?
Intuition I: Was ist mit den Besitzern von Weingütern oder Tuchfabriken? 
-> Kapital taucht im Modell bislang gar nicht auf 
Intuition II: Was wird mit den Arbeitern, die in England bislang Wein und denen die in Portugal bislang Tuch hergestellt haben? 
-> Modell unterstellt: Die wechseln einfach die Industrie.



Faktormodelle: Heckscher/Ohlin
· Zwei Produktionsfaktoren: Arbeit + Kapital 
· Güter werden mit unterschiedlichen Mischungen der beiden Faktoren hergestellt.
Kapitalintensive Güter: Kapital spielt grössere Rolle als im Durchschnitt aller Güter Arbeitsintensive Güter: Arbeit spielt grössere Rolle als im Durchschnitt aller Güter

· Wer spezialisiert sich wie? Wer handelt was mit wem? 
Kapitalreiche Länder exportieren kapitalintensive Güter in kapitalarme Länder
Arbeitsreiche Länder exportieren arbeitsintensive Güter in arbeitsarme Länder

Erweiterung auf unterschiedliche Skill-Level
· Argument prinzipiell analog, wenn Arbeit unterschieden in high-skilled und low-skilled
· Güter werden mit unterschiedlichen Mischungen der beiden Typen von Arbeit hergestellt: Skill-intensity 
· Wer spezialisiert sich wie? Wer handelt was mit wem? 
Länder mit vielen sehr gut ausgebildeten Arbeitskräften exportieren Güter mit hoher Skill-Intensität 
Länder mit vielen gering gebildeten Arbeitskräften exportieren Güter mit niedriger Skill-Intensität

Prognosen über politischen Konflikt: Faktoraler Konflikt
· Der im Weltvergleich reichlich («abundant») vorhandene Faktor ist für Freihandel, der knappe («scarce») Faktor ist dagegen. 
· Begründung: Der Weltmarktpreis des reichlichen Faktors ist höher als der Preis im Inland. Eine Öffnung erhöht den Preis (Ertrag) dieses Faktors auch im Inland. 
· Analog ist der Weltmarktpreis des knappen Faktors niedriger als der Preis im Inland. Eine Öffnung senkt den Preis (Ertrag) auch im Inland. 
· Konflikt ist Klassenkonflikt. Analogie: Politischer Konflikt um den Wohlfahrtsstaat nach Esping-Andersen.
Bsp. CH
Kapital reichlich: Öffnung wird Nachfrage erhöhen und auch den Preis -> Rentabilität vergrössert. 
Arbeit: Öffnung fürht zu niedrigen Löhnen 

Rückblick Woche 2
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Sektormodelle: Ricardo/Viner
· Annahme: Kapital (und potenziell auch Arbeit) sind in spezifischen Sektoren gebunden. 
· Güter werden mit spezifischen Formen von Kapital und Arbeit hergestellt. 
· Spezialisierungsprognose ganz ähnlich wie in Heckscher/Ohlin: Sektoren mit komparativem Vorteil sind export-orientiert, Sektoren mit komparativem Nachteil sind import-konkurrierend.

Prognosen über politischen Konflikt: Sektoraler Konflikt
· Arbeit und Kapital im export-orientierten Sektor sind für Freihandel, Arbeit und Kapital im import-konkurrierenden Sektor dagegen. 
· Begründung: Der Freihandel eröffnet dem export-orientierten Sektor grössere Nachfrage nach seinen Produkten und erlaubt damit höhere Preise (Erträge). 
· Für den import-konkurrierenden Sektor bedeutet Freihandel mehr Konkurrenz im Inland und entsprechend niedrigere Preise (Erträge). 
· Konflikt ist Sektorkonflikt. Analogie: Politischer Konflikt um den Wohlfahrtsstaat nach VoC.
Und die Konsumenten?
· Argument für Freihandel basiert stark auf verbesserten Konsummöglichkeiten. 
· Aber: Nutzen sind diffus, Kosten stark konzentriert. 
· Konsumenten politisch viel schwieriger zu organisieren als Produzenten 
· Deshalb: Fokus auf organisierte Interessen («Producer Groups») 
· Sektorale Interessen besonders stark, wenn räumlich konzentriert und Politik auf geographischer Repräsentation basiert (Mehrheitswahlsystem).
Gruppe in wichtigen Wahlkreisen können nicht ignoriert werden auch wenn sie nur einen kleinen Anteil der Bevölkerung ausmacht 
Politisches Argument für Freihandel: es schafft einen Mehrwert für die Konsumenten 
 
Andere Formen von Globalisierung
Argument bisher: Faktorausstattung der Länder fix; Tausch Arbeit gegen Kapital durch Handel unterschiedlich arbeits- bzw. kapitalintensiver Güter. 
Alternative: Faktoren selbst sind mobil: 
• Kapitalmobilität:
Foreign direct investment (FDI): Eigene unternehmerische Tätigkeit im Ausland Portfolioinvestitionen: Erwerb von Wertpapieren ausländischer Unternehmen 
• Arbeitsmobilität: 
Zuzug von hoch- oder niedrigqualifizierten Arbeitskräften aus dem Ausland. 

Ökonomische Analyse: Analog zu Heckscher/Ohlin. Frage: Inwiefern ist Migration primär ein ökonomischer Streitpunkt?

New Trade Theory: Krugman
Bisher: Impliziter Fokus auf «Nord-Süd»-Handel. Empirisch sehr viel «Nord-Nord-Handel»
Produktdifferenzierung: Güter sind nicht homogen. (Beispiel: italienische Mode, deutsche Autos (Mehrwert))
Agglomerationseffekte: Spezialisierung bei wachsenden Skalenerträgen (Annahme bisher: Skalenerträge konstant). 
- Arbeitgeber finden leichter passende Arbeitskräfte, Arbeitnehmer leichter passende Stellen. Analog Zulieferer. 
- Mehr Austausch führt zu mehr Innovation in Agglomerationen. 
- «Learning by doing» Beispiel: Silicon Valley, Schweizer Uhrenindustrie
 => Spezialisierungsmuster nicht natürlich, sondern sozial bedingt (cf. VoC) Expertise und hohe Gewinne!
"New" new trade theory: Unterschiede innerhalb einer Industrie wichtig: Nur die produktivsten Firmen einer Branche exportieren.
Das «infant-industry» Argument
· Agglomerationseffekte bedeuten, dass Aufbau neuer Industrie sehr schwer: Zeit für Spezialisierung und Lernen fehlt. 
· Daher: starke Pfadabhängigkeiten der regionalen Spezialisierung. 
· Gefahr: eigentlich wünschenswerte Entwicklung produktiverer Industrien unterbleibt. 
· Legitimiert zeitlich begrenzten Schutz für neue Industrien.
Beispiele:
· USA im 19. Jahrhundert 
· Ostasien (Japan, Südkorea, Taiwan) nach 1945
· Airbus

4. Instrumente der Handelspolitik
Bisher: Wer will was? Jetzt: Womit kann man diese Ziele überhaupt erreichen.
1. Kompensation: Der Wohlfahrtsstaat als Versicherung II (Verlierer von Freihandel werden kompensiert)
2. Protektionismus 
- Zölle 
- Nicht-tarifäre Handelshemmnisse 
Kompensation
Ziel: Gewinne des Freihandels «fair» verteilen: Ausgleich für Verlierer 
Instrument: Der Wohlfahrtsstaat 
«Kompensationshypothese»: Freihandel sorgt für einen Ausbau des Wohlfahrtsstaats, weil er die Nachfrage nach Versicherung erhöht. 
 Je mehr Globalisierung, desto mehr Wohlfahrtsstaat, weil es einen grösseren Bedarf nach Kompensation gibt

«Effizienzhypothese»: Freihandel sorgt für einen Abbau des Wohlfahrtsstaats, weil er dessen Finanzierung untergräbt.
Small states in world markets: mussten sich früh spezialsieren, da sie so klein waren. Daher weniger aber gut spezialisierte Industrien -> starke Gewerkschaften erzielen hohe Kompensation
Protektionismus: Zölle
· Zölle historisch die wichtigste Quelle der Staatsfinanzierung. 
· Handelsliberalisierung zunächst vor allem: Abbau von Zöllen 
· Protektionismus: «Schutzzölle» für bestimmte Industrien
Nicht-tarifäre Handelshemmnisse
Zölle spielen heute viel kleinere Rolle. 
Stattdessen: Nichttarifäre Handelshemmnisse 
· Explizit: Importquoten & Exportbeschränkungen (Zoll = Preis, Quote=Menge) 
· Implizit: Technische Vorschriften, Qualitätsstandards, Zulassungsverfahren etc. 

Handelsliberalisierung heute: Abbau nichttarifärer Handelshemmnisse
What do trade agreements really do? (Rodrik, 2018)
“Four areas that have become common in modern trade agreements:”: 
· Geistige Eigentumsrechte 
· Regeln für den Kapitalverkehr 
· Investitionsschutzverfahren 
· Harmonisierung regulatorischer Standards

6 Geldpolitik
1. Theorie der Wechselkurse
Definition Wechselkurs: Preis einer Währung ausgedrückt in einer anderen Währung, d.h. Wertverhältnis zweier Währungen zueinander.
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					Möglichkeiten das int. Geldsystem zu organisieren?

Feste Wechselkurse
Garantiert, dass sich der Preis im Markt durchsetzt
Vorteile: Stabilität
- Kein Wechselkursrisiko, erleichtert grenzüberschreitenden Austausch (stabiles Verhältnis zwischen den Währungsländern)
- Kann fehlende geldpolitische Glaubwürdigkeit kompensieren 
Nachteil: Unflexibel 
- Keine autonome Geldpolitik (Inflationssteuerung) möglich 
Notenbank kann Nachgebot und Nachfrage beeinflussen, indem man es mehr oder weniger attraktiv macht, Geld anzulegen (mittels Zins)
Steigende Zinsen -> mehr Investitionen, da man höhere Redite bekommt
Man richtet sich nicht mehr nach landesinternen Bedürfnissen, sondern den Wechselkurs zu verteidigen
Anpassung an Ankerland, auch wenn dies dem eigenen Land schadet
Euroländer: keine eigene Notenbank im Land 
- Wechselkursanpassungen konfliktreich (Wer trägt die Anpassungslast?)
- Rohstoffbindung deflationär

Gefahr fester Wechselkurse: Zahlungsbilanzkrisen 
Beispiel Eurokrise
Fix: griechisches Produkt wird nach vielen Jahren teurer (Preise wachsen im einen Land mehr)
Deutsche Produkte werden wettbewerbsfähiger, da Preis langsamer steigt als in Griechenland

Lohnstückkosten in Nordeuropa wachsen langsamer als in Südeuropa. 
-> Nordeuropa müsste aufwerten, Südeuropa müsste abwerten. 
-> Nordeuropas Exporte steigen immer weiter, Südeuropa verliert Exportchancen.
-> Anpassung nur über heimische Preise möglich 
-> Nordeuropa muss Exportüberschüsse im Ausland anlegen, Südeuropa muss Handelsbilanzdefizite finanzieren. 
Exportüberschüsse in Nordeuropa: Kredite an Südeuropa
Verschuldung des Südens im Norden
Keine Kredite -> Zahlungsbilanzkrise
Griechenland braucht Kredite, um alte Schulden zu tilgen
 
Südeuropa: Preise und Löhne senken (letzte Jahre rückgängig machen)
Immer grössere Ungleichgewichte, wenn Wechselkurse nicht angepasst werden können

Flexible Wechselkurse
Vorteil: Flexibilität 
· Anpassung an Unterschiede in Inflationsraten erfolgt automatisch 
· Politik kann Geldpolitik frei entscheiden 

Nachteil: Instabil 
· Erschwert Planung, insbesondere im grenzüberschreitenden Austausch 
· Erfordert hohe Glaubwürdigkeit der Geldpolitik

Problem: Frankenaufwertung
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Internationale Devisennachfrage treibt Frankenkurs und gefährdet Schweizer Exportindustrie. 
SNB reagiert mit Mindestkurs (2011-2015):
 Kauft jeden Euro für 1.20 ab (snb kann beliebig viele Franken drucken)
Snb hat iwann viel Euro (Euro verliert an wert, dann verliert auch snb)
--> gibt Politik auf und intervenierte nicht mehr so oft in den Devisenmarkt  

2. Zielkonflikte der Geld- und Währungspolitik

Ein Sektorkonflikt wie bei Ricardo-Viner? 
Was wollen…? 
- Die Exportindustrie? Fix, niedriger Wechselkurs -> Planungssicherheit, billiger aus ausl. Anbieter
- Die importkonkurrierende Industrie? Flexibel, niedrig -> freie Wirt.politik, billiger aus ausl. Anbieter
- Der nicht-handelbare Dienstleistungssektor? Flexibel, hoch -> konkurrieren um Arbeitskräfte
- Internationale Investoren? Fix, hoch -> Planungssicherheit, Interesse am Zins, hohe Währung, mehr Inv.
[image: ]Wer will hier was?
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3. Geschichte des int. Geldsystems
Der Goldstandard 
· Historisch: Geld = Edelmetall; auch nach Einführung von Papiergeld: Bindung an Edelmetall 
· Hochphase ca. 1871-1914, nach 1. Weltkrieg Versuch einer Rückkehr zur Goldbindung 
· Problem I: Deflationär: Wachstum der Goldmenge passt nicht zum Wachstum der Wirtschaft
· Problem II: Anpassung an Krisen nur durch «innere Abwertung» = sinkende Preise und Löhne.
· Weltwirtschaftskrise: Je länger ein Land auf dem Goldstandard blieb, desto schwerer die Weltwirtschaftskrise
· Verzicht auf Flexibilität/keine unabhängige 
Unabhängige Geldpolitik erlaubt Interessen zu berücksichtigen, v.a. wenn Gruppen die Möglichkeit haben, sich gehör zu verschaffen
Goldstandard in Demokratie nicht durchsetzbar, da v.a. Eliten das Sagen haben

Das Bretton-Woods System 
· Lehre aus der Weltwirtschaftskrise: Notwendigkeit von Flexibilität innerhalb fester Wechselkurse (Gold durch Dollar ersetzen, Dollar unterliegt politischer Steuerung (=Flexibilität). Man erlaubte Aushandlung von Wechselkursen 
· System fester Wechselkurse mit dem US-Dollar als Anker, Dollar an Gold gekoppelt, aber Möglichkeit ausgehandelter Wechselkursanpassungen 
· Notwendigkeit von Kapitalverkehrskontrollen 
· Gründung von IWF und Weltbank, Überwachung von Zahlungsbilanzungleichgewichten, Unterstützungskredite für Krisenländer 
· Problem: Zunehmende US-Leistungsbilanzdefizite in den 1960erJahren

Die Welt nach 1973: Flexible Wechselkurse 
· Nach dem Zusammenbruch von Bretton Woods: flexible Wechselkurse 
· Suche nach Möglichkeiten regionaler Kooperation, insbesondere in Europa: Europäisches Währungssystem, Vorläufer des Euro
· Viele Länder binden Währung an Dollar/Euro 
· Immer wieder Notenbankinterventionen (Plaza Accord 1985, Franken-Mindestkurs etc.)

Der Euro
Nach dem Ende von Bretton Woods verschiedene Versuche, feste Wechselkurse in Europa zu erreichen. 
· Flexible Wechselkurse verlangsamen wirtschaftliche Integration Wechselkursanpassungen ständige Konfliktquelle 
· Dominanz der Bundesbank, insbesondere nach der Wiedervereinigung 
· Euroeinführung 1999, Bargeld 2002 
Problem: Einheitliche Geldpolitik für einen «nicht-optimalen Währungsraum» (damit sich Preise nicht auseinanderentwickeln)
· Arbeitsmärkte und Wohlfahrtsstaaten zu wenig integriert. 
· Zins der EZB für einige Länder zu niedrig, für andere zu hoch 
· Spielraum der Fiskalpolitik zusätzlich eingeschränkt («Maastricht»)

4. Inflation und Deflation
Weltweit zwei einschneidende Krisenerfahrungen im 20. Jahrhundert:
– Weltwirtschaftskrise 1929ff.: Deflationskrise (cf. Goldstandard). Billiger in einem Jahr zu kaufen als jetzt
– «Stagflation» 1973ff.: Hohe Inflation bei niedrigen Wachstumsraten 
– (Länderspezifische Krisen, z.B. Hyperinflation Deutschland 1923).
Wer verliert bei Inflation? 
· Festverzinsliche Vermögen: Besitzer von Staatsanleihen, Sparbüchern, Rentenverträgen etc. => Mittelschichtsvermögen
· Bezieher fixer Einkommen: Pensionäre, Vermieter – Gläubiger 
feste Summe wird weniger Wert (Schuldner profitieren)
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Wer verliert bei Deflation? 
· Schuldner => Z.B. Landwirte 
·  Zahler fixer Kosten: Mieter 
Wem kann das relativ egal sein? 
· Variable Vermögen: Aktien


Warum ist Inflation seit 1990 so niedrig?
· Ökonomische Antwort: Globalisierung sorgt für niedrigere Preise; langsameres Wirtschaftswachstum sorgt für niedrigeren Lohndruck 
· Politische Antworten: veränderte Institutionen, Änderungen der Macht unterschiedlicher Akteure
· Institutionelle Antwort: Unabhängige Zentralbanken 
Inflation bekämpfen: Zinsen erhöhen, Arbeitsplätze gehen verloren (Politiker machen das nicht…)
· Milton Friedman: «Inflation is always and everywhere a monetary phenomenon»
· Interessenbasierte Antwort: Macht von Rentnern und Mittelschichtsvermögen (Zunahme)
· Interessenbasierte Antwort: Schwäche der Gewerkschaften
Inflation entsteht durch hohe Lohnabschlüsse -> Unternehmen müssen Preise erhöhen
Je stärker die Gewerkschaften, desto höher die Inflationsw’keit. 

Geldmengensteuerung durch eine politisch unabhängige Zentralbank als Lösung.

		















7 Akteure der politischen Ökonomie – Parteien und Wähler

Verortung
1. Die Rolle von organisierten Interessen in den Regime-Typologien und den IPÖ-Handelstheorien 
• Three Worlds of Welfare Capitalism -> social cleavages
• Theorien internationalen Handels (Faktor- und Sektormodelle) -> Export-vs. Binneninteressen
• Produktionsregime / Varieties of Capitalism -> Spezialisierte Industrieproduktion vs. Innovation

sind im Kern strukturalistische Theorien! Betrachten wirtschafts- und sozialstrukturelle Begebenheiten
D.h. sie sehen organisierte politische Interessen als direkten Ausdruck von materiellen, strukturellen Präferenzen
Was bedeutet das?
· Organisierte Akteure (Parteien, Verbände) verfolgen ausschliesslich wirtschaftliche Interessen, und zwar diejenigen ihrer Mitglieder/Wähler
z.B. für die Schweiz
- Die Unia strebt danach, den Gewinn ihrer organisierten ArbeiterInnen (nicht «aller» Arbeiter) zu maximieren 
- Economiesuisse strebt danach, den Nutzen der Schweizer Exportindustrie zu maximieren 
- Der Gewerbeverband macht das gleiche für die Binnenwirtschaft
Jeweils potenziell auch auf Kosten der anderen, nicht-organisierten Akteure

Folge: relativ schwache Theoriebildung zu den politischen Akteuren in VPÖ/IPÖ
· Die Organisationen sind nur von Interesse, weil sie strukturelle Interessen bündeln, sichtbar machen und in den politischen Prozess einschleusen 
· IdR wird jedoch die Analyse dieser Akteure selbst (als eigenständige strategische Akteure, ihre Organisationssoziologie und internen Entscheidungsprozesse) vernachlässigt 
· Zudem werden ihre Interessen oft «angenommen», d.h. von strukturellen Annahmen abgeleitet, und nicht empirisch beobachtet


2. Die Rolle von politischen Parteien in diesen Theorien
Für Parteien gilt das umso mehr, als dass Parteien idR Koalitionen von strukturellen, materiellen Interessen sind. Sie sind nie Vertreter einer kleinen strukturell klar abgegrenzten Gruppe.
Parteien haben keine strukturelle Basis als Zweck, sondern ein politisches Ziel
· Handelstheorien: Parteien kommen kaum vor. Und wenn, dann als Vertreter von Sektor- oder Faktorinteressen (z.b. Protektionismus/Peronismus vs. Freihandel/Radikale in Argentinien) 
· VoC: Parteien kommen überhaupt nicht vor
· Three Worlds of Welfare Capitalism: Parteien artikulieren gesellschaftliche Spaltungslinien (Arbeit-Kapital; Agrar-Industrie; Kirche-Staat)
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Die traditionelle Theorie des Parteieneinflusses in der politischen Ökonomie 
1. Partisan politics / power resources (Esping-Andersen 1990) 
Power Resources Theory 
• The transition from capitalism to socialism, John Stephens (1979). 
• The Democratic Class struggle, Walter Korpi (1985). 
• Politics against markets, Gösta Esping-Andersen (1984).

Warum „power resources“? 
– Sozialrechte sind Machtressourcen im Konflikt zwischen Kapital und Arbeit 
– Die Verteilung von Sozialrechten reflektiert die Machtverhältnisse zwischen Arbeit und Kapital

· „Ist eine grundlegende Veränderung des Kapitalismus möglich durch den demokratisch errungenen Sozialstaat? „

Power Resources Theory sagt: Ja! 
• Es „braucht keine Revolution“: man kann den Kapitalismus mit demokratischen Mitteln reformieren 
• Demokratische Sozialpolitik ist ein effektives Mittel im Klassenkampf 
• Trägerin dieser politischen Mobilisierung ist die Arbeiterklasse (elektorale Mobilisierung zentral in der Theorie)

Daraus folgt: Mobilisierung und Organisation der Arbeiterklasse sind die wichtigsten Erklärungsfaktoren für den Sozialstaat. 

Grundthese:
Mobilisierung und Organisation der AK wird gemessen anhand der „Stärke der Linken“: 
· Gewerkschaftliche Organisation  Ausgleich „im Markt“ (Lohnkoordination, Bildungschancen)
· Sozialdemokratische Regierungsstärke  Umverteilung durch den Staat


2. Ergänzung des power resource Ansatzes: die Rolle der Christdemokratie 
Was ist die Rolle der (vielen!) ArbeiterInnen, die konfessionell wählten nach dem 2. WK (insb. Christdemokratie) 
Van Kersbergen, Kees (1995). Social Capitalism. A study of Christian democracy and the welfare state. London and New York: Routledge. 

Die Christdemokratie war untertheorisiert in Esping-Andersen’s Theorie (“Residualkategorie” konservative WS). 
Van Kersbergen: Die Allianz von Christdemokraten und Sozialdemokraten hat zu einem grossen, aber nur schwach redistributiven Wohlfahrtsstaat geführt (hohe Dekommodifizierung, hohe Stratifizierung).

Politische Erklärung der Regime nach der Machtressourcentheorie (E-A 1990; van Kersbergen 1994)
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Weiterentwicklungen der traditionellen Theorie (cf. Pflichtlektüre Häusermann et al. 2013) 
Ursprung: 
- Sinkender Wähleranteil der zentralen Parteifamilien der PR Theorie 
- Die Erklärungskraft der Variable „Left power“ (SD Wähler- und Regierungsanteil, Gewerkschaftsdichte, etc.) nimmt ab über die Zeit.
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Bis 90er: Sozialdem. und Moderate Rechte: 2/3 der Stimmenanteile (zentrale Akteure des PR-Modells)
Ab 90er: moderate Rechte verliert über die gesamte Dauer seit 60er, Sozialdemokratie seit 2000er
Heute: Sozialdemokratie, Liberale und Christdem. Haben kumuliert knapp 50%

Es reicht also nicht mehr, wenn man zur Erklärung lediglich auf SP, CVP und SVP schaut
Neue Parteien erreichen Wähleranteile, die ebenfalls gewichtig sind! Neues Verständnis des Parteieneinflusses in der CPE (PR-Model muss angepasst werden)
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Inwiefern hat die Grosszügigkeit verschiedener sozialpolitischer Ausgabenkategorien
Vor 1986: Positive signifikante Korrelation zwischen Stärke der Linken oder Christdem. Und der Grosszügigkeit der Ausgaben
Nach 80er: Zusammenhang besteht nicht mehr / wenig


Warum sinkende Erklärungskraft der Variable «Linke Parteien»? 
Der Text der Pflichtlektüre bespricht 3 zentrale Hypothesen:
· Parteien liefern sich keinen programmatischen Wettbewerb (mehr) um Verteilungspolitik
· Der institutionelle Kontext (d.h. vor allem die Existenz des Sozialstaats selbst) verändert die Wirkungen von Verteilungspolitik als auch die Position der Parteien
· Die Parteiwählerschaften haben sich verändert – deshalb verfolgen Parteien nicht mehr die gleichen Ziele wie vor 30-40 Jahren
1. Lockerung der Annahme programmatischen Wettbewerbs 
Nicht alle Parteien mobilisieren Wähler „programmatisch“. 
• Programmatische Mobilisierung: Policies verteilen Kosten und Nutzen unabhängig von Wählerschaften 
• Klientelistische / partikularistische Mobilisierung: Parteien nutzen Policies um konkrete Leistungen für einzelne Wähler oder Wählergruppen zu gewähren (Gegenleistung für die Stimmen).

Konsequenz: Parteipräferenzen wären nicht mehr vorhersagbar, und universalistische Sozialpolitik wäre im Interesse keiner Partei. (Lynch, 2006)
Partikularismus ist aber sehr selten in Europa, fast ausschliesslich auf Südeuropa beschränkt (und dort nicht neu) -> Rente einer bestimmten Gruppe

· Beim Partikularismus kann man nicht mehr so genau vorhersagen, welche Partei für einen  grosszügigen stimmt, weil alle Parteien die Sozialpolitik so benutzen werden, um bestimmte Interessen abzuholen

Katz und Mair (1992) haben die These einer Abkehr von programmatischem Wettbewerb »generalisiert». 
· Sie argumentieren, dass Parteien zu selbst-zentrierten, Eigennutz maximierenden Organisationen geworden sind. (Verwalten den Staat und teilen Macht)
· Gemäss der «Kartellparteienthese» konvergieren die Parteien programmatisch, weil es ihnen nur noch um eigene Ressourcen geht, nicht um eigentliche Policies. 

Dem entgegen steht jedoch die massiv gestiegene Polarisierung der Parteiensysteme in Europa


2. Veränderungen über die Zeit: institutioneller Kontext 
Interaktionen mit dem institutionellen Kontext
impliziert: nicht (mehr) alle „left parties“ wollen dasselbe. Was für die Parteien «rational» ist, hängt vom institutionellen Kontext ab, d.h. vom Sozialstaat selber. 

Bsp: 
· In einem Elitenbasierten Bildungssystem (=inst. Kontext) sollte die SD FÜR Studiengebühren sein, sonst dagegen (Ansell 2011, CUP) 
Verteilwirkung: Wem kommt dies zugute?
CH: fördert hohe Sozialschicht
Skandinavien: kommt vielen zugute
· In einem versicherungsbasierten (regressiven) Sozialstaat wollen Mittelklasseparteien mehr Sozialausgaben (Rehm und Beramendi 2018, CPS) 28
man kann nicht davon ausgehen, dass linke Parteien immer für mehr Ausgaben sind. Wie sind Systeme ausgebaut, wem kommt das Geld zugute? -> Dann Erwartungen formulieren
Policy-spezifische Anwendung

3. Neue Themen und elektorales Realignment
Seit den 1980er Jahren sind neue Themen auf die Agenda des Parteienwettbewerbs in Europa gekommen (Gleichstellung, Minderheitenschutz, Internationale Integration, Umweltpolitik, kultureller Liberalismus) 
Die existierenden Parteien haben die Themen aufgenommen. 
· Heute werden linke und rechte Parteien mehr um dieser Themen Willen gewählt als wegen Verteilungspolitik
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Oesch/Rennwald 2018
· Unterschiede zwischen linken und rechten Parteien (
· Linke ökonomische Einstellungen sind immer noch stark korreliert mit der Wkeit, dass ich eine Links wähle
· Für die Wahl von Rechtspopulisten sind die Einstellungen nicht so auschlaggebend

· Einstellungen zu gesellschaftspolitischen kulturellen Themen, hängen ebenfalls v.a. auf linken und rechtspopulistischen Seite, deutlich stärker mit der Wkeit links oder mitte rechts zu wählen
· Progressiv: W’keit links zu wählen 70%
· Kreuz: beide Parteien sind bzgl. dieser Themen stark polarisiert sind 
· Linke Grafik: Wahl der Linken ist auf beiden Einstellungsdimensionen stark vorhergesagt und scheint sogar stärker korreliert mit gesellschaftspolitischen Einstellungen als mit wirtschaftspolitischen Einstellungen 


Im Zug davon veränderte sich 
• ihre Wählerstruktur 
• Die Salienz verschiedener politischer Themen 
• Die Konnotationen von Verteilungspolitik (Brille wird verändert)


Elektorales Realignment und Konsequenzen für den Sozialstaat 
1. Transformation der Elektorate 
Die wichtigste elektorale Reorientierung besteht darin, dass 
a) Die (schrumpfende) Arbeiterklasse (insb. Produktionsarbeiter) stärker rechtspopulistische Parteien wählen 
b) Die expandierte, gebildete Mittelklasse (insb. socio-cultural professionals) stärker links, insb. sozialdemokratisch wählt
Höhere Bildung als ein Prädiktor für die Linkswahl
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	Anteil Arbeiterstimmen an der
	Linken Wählerschaft
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Rot: überproportionale Mobilisierung 

2. Gesellschaftspolitische Konflikte um den Sozialstaat
Führt diese Umwälzung zu einem „Rechtsrutsch“ der Sozialdemokraten? 
Nicht unbedingt, denn die neue Kernwählerschaft der Linken ist für eine grosszügige Sozialpolitik
(Erwartungen nicht empirisch bestätigt…)
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Aber: 
· Das elektorale Realignment führt zu einer anderen Ausrichtung der «linken» Sozialpolitik auf Themen, die der gebildeten Mittelschicht wichtig sind (Bildungspolitik, Chancengleichheit, Gleichstellung, Familienpolitik).
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Klassenkonflikt: Arbeiter und Mittelschicht
beide sind für einen redistributiven Sozialstaat aber bzgl. unterschiedlichen Themen
· Und: Sozialpolitik wird zunehmend «kulturell konnotiert» (z.b. Wohlfahrtschauvinismus; Gleichstellungsanliegen etc.) 
· Im neuen parteipolitischen Wettbewerb zwischen links-liberalen (oft grünen) Parteien und rechtsnationalen Parteien stehen neue sozialpolitische Themen und Deutungen im Zentrum.
8. Akteure der politischen Ökonomie – Gewerkschaften, Verbände und Firmen
Verortung der Sitzung in der Struktur der Vorlesung:
Die Rolle von Firmen, Gewerkschaften und Wirtschaftsverbänden in diesen Theorien
Firmen, Gewerkschaften und Wirtschaftsverbände (als Stimmen struktureller, materieller Interessen) sind zentrale Akteure in den Theorien der VPÖ und IPÖ (deutlich prominenter als Parteien).
Spezifische Theorien interessieren sich vor allem für die unterschiedlichen Machtressourcen dieser Akteure, d.h. (Gewicht strukturellen Interessen)
· über welche Kanäle die Akteure politisch Einfluss nehmen können (cf. Korporatismus vs. Lobbyismus) und welchen Einfluss das auf politische Entscheidungen hat
· Welche organisatorischen Machtressourcen diese Akteure haben (Organisationsgrad, Streikfähigkeit, vertikale und horizontale Integration der Branchenverbände etc.)


Die Akteure (cf. Pflichtlektüre: Gumbrell-McCormick und Hyman 2013)
Durch das Friedensabkommen in der Metallindustrie wurde auf Streiks verzichtet und es wurden sozialpolitische Konzessionen eingegangen, als auch regelmässige Verhandlungen geführt

1. Arbeit: Gewerkschaften, deren Interessen, Aktionsrepertoire und Machtressourcen
Systeme von Gewerkschaftsorganisation:
· Integriert: Nordische Länder und Belgien (Ghent system), Österreich
	AN sind Mitglied einer Gewerkschaft, diese sind sehr eng miteinander verbunden (gewisse 	kontinentaleuropäische Länder). Mitgliedschaft kann obligatorisch sein und/oder grosse Anreize 	haben

· Fragmentiert: 
Sektoral / funktional: Kontinentaleuropa
Politisch: Südeuropa, z.T. auch Kontinentaleuropa
geringere Dichte und differenzierter (in CH: Gewerkschaften konfessionell gespalten)

· Schwach organisiert / pluralistisch: Angelsächsische Länder
fragmentiert und nicht stark involviert

Machtressourcen (cf. Pflichtlektüre) Arbeit vs. Kapital
· «Structural»: Verhandlungsmacht (etwa durch Sektorgrösse, Qualifikationen, limitiertes Arbeitsangebot)
Strukturelle Macht: hängt von der Grösse des repräsentierten Sektors ab und wie wichtig dieser ist. Bedeutung des Wirtschaftssektors widerspiegelt auch Bedeutung der Gewerkschaften
-> Deindustrialisierung -> geringere Wichtigkeit
· «Structural»: Verhandlungsmacht (etwa durch Stellenknappheit oder Arbeitsüberangebot, Mobilität und Delokalisierung/Exitdrohung)
Stellenüberschuss (Fachkräftemangel): Macht der Gewerkschaften
mehr Stellensuchende als Stellen: gute VSS für Kapitalinteressen
-Globalisierung hat strukturelle Kapitalinteressen ggü ANinteressen gestärkt

· «Associational»: Organisationsgrad / Mitgliederstärke dasselbe
	Anzahl Mitglieder (AN),die in der Gewerkschaft sind
	Peak war in der 2.Hälfte des 20.Jh
[image: ]
· «Organizational»: 
Vertikal: Kontrolle der Dachgewerkschaft über Mitgliederorganisationen (föderalistisch)
Horizontal: Integration der Mitgliederorganisationen
Organisationsgrad der v+h der AGinteressen stärker als AN, da konfessionelle Spaltung sich auf AGseite nie gezeigt hat (nur funktional)

· «Institutional»: Korporatismus vs. Pluralismus
Teilnahme an politischen Entscheidungsprozessen
Korporatismus für AG der beste Deal
[image: ]
Pluralistische vs. korporatistische Politikformulierung:
· -LMEs / liberale WS: pluralistisches Modell
· -CMEs / sozialdemokratische und konservative WS: korporatistisches Modell (kontinental-&Nordeuropa)

· «Moral/discursive»: gesellschaftliche Wahrnehmung der ANinteressen und deren Berechtigung
· «Moral/discursive»: gesellschaftliche Wahrnehmung der Wirtschaftsinteressen und deren Berechtigung

· «Coalitional»: Allianzpartner in der Politik (Parteien)
Sozialdemokratie wird immer Mittelklassiger
Für AG genau so wichtig wie für AN

Zunehmende Konflikte zwischen bürgerlichen Parteien: Schwächen die Verbindungen zwischen Kapital und Parteiensystem > Entkoppelung relevant für Machtressourcen dieser Verbände


[image: ]Arbeit; Gewerkschaften				Kapital; Produzenten
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Unterschiedliche Theorien des Verbändeeinflusses in der politischen Ökonomie
1. Partisan politics / power resources (Esping-Andersen 1990)
Mobilisierung und Organisation der Arbeiterklasse sind die wichtigsten Erklärungsfaktoren für den Sozialstaat.
Mobilisierung und Organisation der AK wird gemessen anhand der „Stärke der Linken“:
• Gewerkschaftliche Organisation -> Ausgleich „im Markt“ (Lohnkoordination, Bildungschancen)
• Sozialdemokratische Regierungsstärke -> Umverteilung durch den Staat

Ungleichheit vor Steuern und Abgaben: geprägt von gewerkschaftlicher Organisation
Signifikante Korrelation zwischen Gewerkschaftsorganisation/Lohnkoordination und sinkender Ungleichheit 



2. Was wollen Arbeitgeber vom Sozialstaat?
Gemäss Power Resources haben CMEs einen „grosszügigeren Sozialstaat“, weil:
· Die Arbeiterklasse besser und stärker organisiert ist und deshalb
· Mehr Verhandlungsmacht hatte und daher
· Den Arbeitgebern mehr Konzessionen abringen konnte
In anderen Worten: ein grosszügigerer Sozialstaat ist dem Kapital gegen seinen Willen abgerungen worden


Gemäss VoC haben CMEs einen „grosszügigeren Sozialstaat“, weil:
· Sie Arbeitsfrieden und Beschäftigungsstabilität brauchen 
· Sie Anreize zur Investition in spezifische Fähigkeiten schaffen müssen
· Sie die Qualifikationen der Arbeitnehmer erhalten und pflegen müssen
In anderen Worten: ein grosszügigerer Sozialstaat gehört zum Wirtschaftsmodell dieser Länder (comparative institutional advantage)

Paper: Mares, Isabela (2001)
· These: Arbeitgeber sind nicht per se gegen den Sozialstaat, aber sie wollen eine spezifische Ausgestaltung des Sozialstaats.
· Die erwartete Position der AG hängt von zwei Dimensionen ab:
„Risk pooling“: Firmen mit „vielen“ oder „wenigen“ Risiken 
„Control“: Selbstverwaltung vs. staatliche Verwaltung (grosse vs. Kleine Unternehmen)
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· AG kaum von Riskien betroffen und klein: wollen nichts
· AG mit vielen Frauen und gross: brauchen Sozialversicherung für AN/Mutterschaftsurlaub, gross genug, um dies selber zu machen (Grundlage von eigene Leistungen manchmal grosszügiger als gesetzliche Vorschriften)
· AG klein mit vielen Riskien (kleines Kaffee mit vielen Frauen): brauchen Versicherungen für die häufigen Risikofällen
--> eigene ökonomisches Interesse an staatlicher Versicherungslösungen! Alle zahlen ein
Hohes Risiko und Kleinheit der Firma werden von riskopool aufgefangen -> Interessensgegensätze zwischen Kapitalinteressen 

Kritik: Erklärt VoC, ob AG für Sozialpolitik sind oder theoretisiert sie nur, für welche Ausgestaltung der Sozialpolitik sie sind?
Wer hat recht? Historische Studien zur Einführung von Sozialpolitik geben eher PR recht als VoC

Die VoC-Logik greift eher zur Erklärung von Reformpräferenzen als zur Erklärung der eigentlichen Entstehung von Sozialpolitik







Herausforderungen und Konsequenzen

1. Mobilisierungsfähigkeit: Internationalisierung und veränderte Arbeitsmarktstruktur
Zentrale Herausforderungen für

- Arbeitgeberverbände: Internationalisierung: Zunehmende Divergenzen zwischen
Binnen- und Exportwirtschaft. Für AG verbände schwieriger, die Wirtschaft als Ganzes zu mobilisieren und repräsentieren

- für Gewerkschaften: Deindustrialisierung/Postindustrialisierung: Erosion der «Normbeschäftigung», atypische Arbeitsverhältnisse, Feminisierung der Beschäftigung

Warum ist es schwieriger, die neue Arbeiterschaft zu organisieren?
Rein logistisch war es früher einfacher die AN zu mobilisieren: arbeiteten in Massenproduktionsorte 
Frauen in Arbeitsmarkt aber Teilzeit (weniger starke Integration und Identität als AN)

Zusätzliche Herausforderung für die Gewerkschaften: Electoral realignment (cf. Sitzung zu den Parteien)
· Veränderte Themen: TU perceived as «tired, archaic, bureaucratic, largely irrelevant to the major issues of the contemporary world.»
· Bedroht der «Mittelklasse-Shift» der sozialdemokratischen Parteien die historische Allianz aus Gewerkschaften und Parteien?
Wie verändert sich die Mitgliederstruktur der Gewerkschaften im Vergleich zur veränderten Mitgliederstruktur der linken Parteien?
[image: ]

Ähnlich wie sozialdemokratische Parteien: stärkere Übervertretung von Mittelklassevertretern in den Gewerkschaften
->Weiterhin: Parallelität der Mitgliederstrukturen
Aus gewerkschaftlicher Sicht positiv: Affinität zwischen Sozialdemokraten Und Gewerkschaften
Bedenken: Interessen nicht mehr so repräsentiert




3. Konsequenzen sinkender Mobilisierungsfähigkeit für Solidarität innerhalb der Arbeitnehmerschaft
- Welche Konsequenzen hat dieser Mittelklasse-Shift für die Wirkung von Gewerkschaftsmitgliedschaft?
- Sind inklusive, klassenübergreifende Gewerkschaften besser für die Solidarität?

Gewerkschaftsmitglieder haben eine stärkere Präferenz für Umverteilung als Nicht-Mitglieder.
(Effekt bei den Hochqualifizierten am höchsten)
Wie unterscheidet sich dieser Effekt in verschieden inklusiven Gewerkschaftssystemen?
[image: ]
	1=Gewerkschaften sind repräsentativ/ausgeglichen
	Belgien: tiefes Einkommen, hohe Organisation




Paper Mosimann und Pontusson
· Union members sind IMMER stärker für Umverteilung als nicht-union members
· ABER: bei den hohen Einkommensklassen ist dieser Effekt grösser, wenn das Gewerkschaftssystem umfassend oder vorwiegend low-wage ist.
· High-wage Gewerkschafts-Gesellschaften haben die tiefsten Support-levels und die kleinsten Effekte von Gewerkschaftsmitgliedschaft
· Mittelklasse ist immer noch für Umverteilung aber Effekt wird kleiner















































9. Strukturelle Veränderungen: Wissensökonomie und Globalisierung
STRUKTURELLER WANDEL SEIT 1970ER

1 Globalisierung 
Anwachsen des Welthandels
Sitzung 5: Mehr Nachfrage nach staatlichem Schutz? 
(«Kompensationshypothese»: Mehr Globalisierung, verlangen Arbeiter mehr Versicherungsschutz -> mehr staatliche Intervention. Wohlfahrtsaat als Antwort auf die Globalisierung) 
• Gegenthese: Abnehmende Möglichkeiten, Schutz bereitzustellen
(«Effizienzhypothese»:) 
• Globalisierung zwingt Staaten in einen «Standortwettbewerb» 
(Staaten stehen in einem Standortwettbewerb, politische Gestaltungsspielraum wird schmaler, Globalisierung sollte zu einer Konvergenz der Staaten führen)
• -> Konvergenzprognose (vgl. vl 4)

Auswirkungen auf den Nationalstaat
- Verteilungseffekt dieses Wettbewerbs hängt von Mobilität ab. (Gewinner/mobil: um diese wird gekämpft, Verlierer/immobil: wer kämpft um ausländische Investoren, müssen Standort so ändern, damit er für mobile Gruppen attraktiv ist)
- Wer «mobil» ist, kann Kosten ausweichen/mit Abwanderung drohen 
· Kapital 
· Produzierendes Gewerbe
· mglw. hochqualifizierte Arbeit (eingeschränkt) 
-Wer «immobil» ist, kann das nicht 
· niedrigqualifizierte Arbeit 
· Konsum 
· Boden 
-Mobilität schafft politische Macht: Fähigkeit, Interessen durchsetzen, da man glaubwürdig mit Abwanderung drohen kann. 

Erwartete Effekte
· Staaten werden versuchen, Abwanderung zu verhindern: Reformen, um mobile Faktoren im Land zu halten -> Steuerreformen, Abbau von Regulierungen etc. (sog. strukturelle Macht des Kapitals) 
Verhinderung durch Reformen
· Vollständig kann das aber nicht gelingen, d.h. ein Teil der Produktion wandert ab. 
· Wer wandert ab? Industrie-Sektoren mit relativ niedrig qualifizierter aber traditionell gewerkschaftlich stark organisierter Arbeitnehmerschaft -> Herausforderung für linke Parteien und Gewerkschaften.
instrumentelle (direkte Interaktion) und strukturelle Macht (stille Drohung)
[image: ]Steuerwettbewerb
• Da mobile Produktionsfaktoren (Kapital, hochqualifizierte Arbeit) abwandern können, werden sie weniger besteuert. 
• Beispiel: Unternehmensteuer (Corporate Income Tax).

			Höhe der Unternehmenssteuersätzen (race to the bottom)
[image: ]• Stattdessen mehr Besteuerung von Konsum, der immobil ist. 
• Beispiel: Mehrwertsteuer (Value Added Tax)
Anstieg der Mehrwertsteuer: Entlastung der Unternehmenssteuersystem (Machtverschiebung von den immobilen zu den mobilen Faktoren)




[image: ]Konsequenzen? Wer ist «offshorable»?

Arbeitsplatzverlagerung ins Ausland
Was immobil ist, sind DL an der Person (Bildung, Gesundheit, Unterhaltung, Tourismus)
 Menschen in diesen Branchen müssen nicht um Job fürchten, jedoch tragen sie höhere Steuerlast
Offshoring: Manufacturing/produzierende Gewerbe: Verlagerns dorthin, wo Produktion günstig ist

[image: ]
30min podcast
Realeinkommen in reichen Ländern nicht mehr gestiegen: Firmen abgewandert, Reformen gegen immobile Gruppen, um Kapital im Land zu behalten










2 Wissensökonomie
· Abnehmende Bedeutung von roher menschlicher Arbeitskraft und von physischem Kapital (Fabriken, Maschinen) 
· Stattdessen: wachsende Bedeutung von «intangible Capital» -> explizites und implizites Wissen (Patente, geistiges Eigentum…) 
· Wachsende Bedeutung hochqualifizierter Arbeit. Schwerpunkt im hochqualifizierten Dienstleistungssektor (im Unterschied zur «Dienstleistungsökonomie») 
(Boix (Pflichtlektüre) unterscheidet drei paradigmatische Phasen des modernen Kapitalismus: Manchester / Detroit / Silicon Valley)

Wachsende Bedeutung von «intangible Capital»:
[image: ]
Durchgezogen: Investition in knowledge- based capital (Computer, Software)
Gestrichelt: fixed-capital (Beton, Maschinen, Strassen)
->geht eher zurück
von der physischen zur Wissensökonomie



Rückblick: unterschiedliche Skill-Level (Sitzung 5)
• Argument prinzipiell analog, wenn Arbeit unterschieden in high-skilled und low-skilled 
• Güter werden mit unterschiedlichen Mischungen der beiden Typen von Arbeit hergestellt: 
Skill-intensity
• Wer spezialisiert sich wie? Wer handelt was mit wem? 
– Länder mit vielen sehr gut ausgebildeten Arbeitskräften exportieren Güter mit hoher Skill-Intensität 
– Länder mit vielen gering gebildeten Arbeitskräften exportieren Güter mit niedriger Skill-Intensität

Skill-biased technological change
Verhältnis von Technologie zu Arbeit kann unterschiedlich sein: 
	• Substitutiv: Technologie ersetzt Arbeit (Motor statt Pferd, Direktwahl statt Telefonisten, Self-	 	Checkout statt Kassenpersonal…) 
	• Komplementär: Technologie macht Arbeit produktiver z.b. Fliessband (Computer & 	Wissenschaft (?), medizinische Geräte & Ärztinnen…) 
Historisch: Technologie nicht zwingend substitutiv zu niedrigqualifizierter und komplementär zu hochqualifizierter Arbeit -> z.B. Schriftsetzer 
Technischer Fortschritt heute oft: «Skill-biased», vor allem durch Informationstechnologie: komplementär zu hoch, substitutiv zu niedrig qualifizierter Arbeit. 
Schlüsselfrage: ist eine Arbeit «routine» oder «non-routine»? 
-> auch «manual work» kann «non-routine» sein –> Haarschnitt
Was ist Routine?
Definition Boix (S. 103): «Tasks that follow explicit, identifiable rules and that can therefore be replicated by a particular computer program or set of algorithms.» 
[image: ]Beispiele: 
- «manual workers engaged in repetitive production tasks to complement the flow of an assemly line» 
- «clerical and administrative jobs involving things such as bookkeeping, billing, auditing, and sorting and storing structured information»

Routine-intensity-scores: Fleischzerleger, Bank
Lowest-scores: Feuerwehr, Busfahrer
Prognose: links geht verloren, rechts wird mehr




[image: ]Veränderung der Berufsstruktur 

Oben: non-routine cognitive: zunahme
mitte: routine jobs haben abgenommen
unten: non-routine manual: zunahme
Non-routine ungleich guter Job



Polarisierung oder Upgrading
In der Literatur besteht Einigkeit, dass «gute Jobs» zunehmen: non-routine Cognitive -> Kern der «Wissensökonomie» 
Uneinigkeit, was darunter passiert: 
• «Polarisierung»: Mitte schrumpft, aber «schlechte Jobs» nehmen zu: non-routine manual 
• «Upgrading»: Berufsstruktur verschiebt sich insgesamt nach oben: Je besser ein Job, desto schneller nimmt Beschäftigtenzahl zu. 
Quelle der Uneinigkeit: Hierarchie der Jobs unklar. Task-groups nur ein Aspekt (Lohn, Prestige, Arbeitszufriedenheit…)


VSS für Upgrading: Bildung
- C. Goldin/ L. Katz (2010): The Race Between Education and Technology 
- Ende der «Bildungsexpansion» nach 1980, gleichzeitig Anstieg der Ungleichheit (etwas anderes Bild in Europa)
[image: ]
Anzahl der durchschnittlichen Schuljahre
jedes Jahr um 1 Jahr gewachsen
Leute wachsen mit Technologie mit





[image: ]Politische Reaktion: Ein Trilemma 
Boix stützt sich darauf. Drei politische Antworten
non-routine manual jobs werden dem Markt überlassen und werden nicht gut bezahlt.
Oder vom Staat bereitsgestellt
Oder gehört nicht dazu
Gehen Jobs an Technologie oder China verloren




3 Roboter und künstliche Intelligenz?
[image: ]Erwartung: Jetzt trifft es auch die Hochqualifizierten (künstliche Intelligenz: nicht mehr nur routine, sondern auch non-routine)
Gegenthese: Das Ende menschlicher Arbeit durch Maschinen wurde schon hundertmal vorhergesagt. Der Kapitalismus entwickelt ständig neue Jobs. 
• Wir leisten heute eher mehr Lohnarbeit als vor 40 Jahren: Stabile Wochenarbeitszeit + steigende Frauenerwerbsquote
Bis 1940: mehr Produktion, dann weniger arbeiten
• Aber: Art der Jobs ändert sich



Ein Blick in die Forschung
Thomas Kurer (2020): The Declining Middle: Occupational Change, Social Status, and the Populist Right Untersucht Wahlverhalten von: 
• Menschen, die Routine-Job behalten 
• Menschen, die Routine-Job verlieren 
• Menschen, die aus Routine- in Non-Routine-Job wechseln 
Kernbotschaft: Nicht erst die Erfahrung, schon die Erwartung eines Statusverlusts beeinflusst politisches Verhalten.
4 Stadt-Land-Spaltungen
Rückblick Sitzung 5: 
Produktdifferenzierung: Güter sind nicht homogen. 
– Beispiel: italienische Mode, deutsche Autos 
Agglomerationseffekte: Spezialisierung bei wachsenden Skalenerträgen (Annahme bisher: Skalenerträge konstant). 
– Arbeitgeber finden leichter passende Arbeitskräfte, Arbeitnehmer leichter passende Stellen. Analog Zulieferer. 
– Mehr Austausch führt zu mehr Innovation in Agglomerationen. 
– «Learning by doing» 
– Beispiel: Silicon Valley, Schweizer Uhrenindustrie
=> Spezialisierungsmuster nicht natürlich sondern sozial bedingt (cf. VoC)
Gewinner und Verlierer der Knowledge Economy
Räumliche Struktur der Wissenökonomie (Cluster): viele Arbeitskräfte in Wissensintensiven Jobs in Städten
Agglomerationseffekte
Innovation durch Austausch: sogenannte «knowledge spillovers» erlauben die schnellere Entwicklung und Anwendung von Ideen (Evidenz zB: Patentzitationen) Autoren vom gleichen Land zuerts zitieren
Produktivität durch besseres «Matching»: Je «dichter» der Arbeitsmarkt, desto besser passen Arbeitgeber und Arbeitnehmer zueinander. 
Beides ist umso wichtiger, je stärker die Produktivität vom Wissen der einzelnen Mitarbeiter abhängt. 
Ergebnis: Informationstechnologien haben die Attraktivität grosser Städte nicht gesenkt sondern erhöht. Logik: Jobs sind in den Städten, Leute kommen in die Städte
Rise of the creative class
Richard Florida, 2002: 
Wichtigste Ressource der Wissensökonomie ist die «Creative Class» - gut ausgebildete Arbeitskräfte die schöpferisch arbeiten. Dort wo hochqualifizierte Arbeitskräfte sind, können Firmen innovativ sein. 
Diese Leute streben wegen «Amenities» in die Städte: Lebensstil, Diversität, kulturelle Angebote. 

Empfehlung: Städte sollten in Kultur und Diversität investieren 
Logik: Hochqualifizierte sind in den Städten, Firmen kommen dorthin


Schlüsselrolle von Universitäten
· Universitäten locken zukünftige Hochqualifizierte an und bilden diese aus. 
· Universitäten sind Träger des Milieus, das die «kreative Klasse» anlockt. -> Sorgen für dichtes Angebot an «knowledge workers» 
· Universitäten generieren Forschungsergebnisse & gehen Kooperationen mit forschungsstarken Unternehmen ein 
-> Tragen zum Angebot an «knowledge jobs» bei
Implikation für Mobilität
Iversen/Soskice 2019: “Networks of highly skilled employees of any size cannot be moved geographically by companies without great cost.” 
-> “multinational enterprises (MNEs) are increasingly immobile”
	
[image: ]

Begriffserklärung und 2 Beispiele
· Institutionen können ihre Wirkung nur dann entfalten, wenn sie gemeinsam auftreten
· Sozialpolitik und Beschäftigungsdauer 
· Langfristigkeit der Investitionen des Kapitals 
[image: ]

	(Vorlesung, Thema)
	(Autor, Jahr)




Erklärung und Interpretieren (nur Grafik!)
· Einstellungen auf individueller Ebene
· Y: Wahlwahrscheinlichkeiten für die Parteien
· Linke Parteien steht Wkeit zsm mit ökonomischen Einstellungen (je staatsinterventionistischer, desto grösser die wkeit, dass man links wählt)
· Links auch mit gesellschaftspolitischen Einstellungen
·  Mitterechts im zsm mit ökonomischen Einstellungen, aber in einem unklaren Verhältnis
· Radikal rechte im zsm weniger stark mit ökonomischen aber va. Kulturellen und gesellschaftspolitischen Einstellungen
· Steigung bei kulturellen Einstellungen grösser 
· Linke als auch rechte werden eher aus gesellschaftskulturellen Gründen gewählt als aus ökonomischen
· Powerressource: links recht (für mehr oder weniger Staat) -> Annahme trifft nicht mehr zu
· 2 Pole (links und rechts): hier rechte heterogen -> Annahme wird in Frage gestellt
[image: ]10. Politische Reaktionen auf strukturelle Veränderungen: Ungleichheit


Beide Trends gehen einher mit Ungleichverteilung 




Formen und Masse von Ungleichheit(en)
«Ungleichheit» ist ein politisches und wissenschaftliches Megathema geworden. Warum? 
· «Great U-Turn» (Alderson und Nielsen 2002, American Journal of Sociology) in Einkommens- und Vermögensverteilung der fortgeschrittenen kapitalistischen Demokratien (OECD)
· Politische Umwälzungen die – irgendwie... - damit zusammenzuhängen scheinen (Populismus, 
· Extremismus, Desintegration, ...)
[image: ]
	X: gdp pro kopf  GINI
Zunehmendes Wachstum/ Entwicklung geht einher mit einer Abnahme der Ungleichheit, ab einem bestimmten Punkt wieder mit einer Zunahme
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Angelsächsisch am ausgeprägten
Vermögensvernichtung 2 WK
30 Jahre von relativer Gleichheit
dann Anstieg





Aber was ist Ungleichheit und wie ist sie zu fassen? -> Ungleichheitsforschung 
• Was ist zwischen wem ungleich verteilt? 
• Wie misst man ungleiche Verteilungen?
WAS ist ungleich verteilt?
Einige ökonomisch relevante Ressourcen, auf deren ungleiche Verteilung politische Regulierung Einfluss hat 
a) Produktionsfaktoren (-> Chancengleichheit) 
– Bildung, Ausbildung, Skills (human capital) 
– Sicherheit, Schutz (Sozialrechte) und Gesundheit 
b) Wohlstand (-> Outcome-Gleichheit) 
– (Gute) Arbeit (labor market inequality) 
– Einkommen / Vermögen
Ungleich verteilt zwischen WEM?
a) Individuen (Gini)
b) Sozialen Klassen/Schichten 
c) Territorialen Gruppen (Stadt-Land) 
d) Demographischen Gruppen (Alter, Geschlecht
[image: ][image: ]Zentrale Ungleichheitsmasse: 
a) Gini-Koeffizient 








F gross: Ungleichheit grösser
int. Vergleich: 0.25 und 0.37 
Hauptproblem des Gini-Koeffizienten: Lässt keine  Interpretation der Verteilung innerhalb der Gesellschaft zu 
· Sich überschneidende Lorenzkurven können den gleichen Gini-Koeffizienten ergeben, auch wenn die Einkommensverteilung sehr unterschiedlich ist. 
· Ein steigender Gini-Koeffizient kann von sehr unterschiedlichen Phänomenen herrühren.	

[image: ]b) Verhältnis/Konzentrations-Masse (Piketty)
Vergleich der Konzentration von Vor- oder Nachteilen in verschiedenen Gruppen der Gesellschaft. 
z.B. 
- Einkommenskonzentration: D9/D1; top 1% (statistische Gruppe)
- Arbeitslosigkeit nach Bildungsgruppen oder Einkommensdezilen (Armutsrisiko)
- Armutsraten nach sozialen Gruppen
				
				share of the top: Anteil am Gesamteinkommen
in der EU ist das Armutsrisiko vergleichsweise tief (10-20%) und ungefähr gleich hoch in der Gesamtbevölkerung und bei den älteren Menschen
Altersarmut ist auf normalen Niveau

Treiber von Ungleichheit: strukturell oder politisch?
Welche Faktoren erklären die (un)gleiche Verteilung von Gütern? 
• Strukturelle Treiber (cf. letzte Woche: Globalisierung, Strukturwandel, SBTC, skill-biased economical change)) 
Vs. 
• Politik (Investitions- und Verteilungspolitik)

Pflichtlektüre Weisstanner und Armingeon (2018)
• Fokus auf «education premiums» als Treiber von Einkommensungleichheit (wieviel höher ist Einkommen von Leuten mit tertiärem Bildungsabschluss vs. Andere ohne)
strukturell, da diese heute au dem Markt gefragt sind (strukturelle Bedingungen führt zu mehr Ungleichheit)
• Exemplarisches Feld, in der strukturelle Bedingungen (Knowledge economy) zu mehr Marktungleichheit zu führen scheinen (Produktivität und Nachfrage nach highskilled  höhere Einkommen  Ungleichheit). 
• Welche Rolle spielt die Politik? (oder ist dies dem Markt ausgeliefert)
Design der Studie: 
· Abhängige Variable «Bildungsprämie»: Um wieviel höher ist das Markteinkommen von Vollzeitbeschäftigten mit tertiärer Bildung im Vergleich zu Vollzeitbeschäftigten ohne tertiäre Bildung (in %)? -> Hochqualifizierte verdienen im Durchschnitt 40-50% mehr
· Wichtigste unabhängige Variablen (politisch): Öffentliche und private Bildungsausgaben; Sozialausgaben (ohne Alter), und Höhe der Besteuerung; Koordinierte Lohnverhandlungen und Beschäftigungsschutz (Sozialstaat, Bildungssystem und Besteuerung)
· Kontrollvariablen (strukturell/ökonomisch): Beschäftigungsstruktur, Globalisierung, technologischer Wandel, Arbeitslosigkeit 
· Forschungsdesign: 22 OECD Länder 1989-2014; multivariate Regressionsanalysen
[image: ]Öffentliche Bildungsausgaben und hohe Einkommenssteuern sind zentrale Determinanten tieferer Bildungsprämien (sowohl zwischen den Ländern als auch über die Zeit).
in Ländern die viel ausgeben, hohe Steuern haben, da sind die Bildungsprämien tiefer (strukturelle Faktoren tzrd. Wichtig.)
- Strukturwandel führt zur grösserer Ungleichheit
- Politische Hebel haben starken Zusammenhang mit tieferer Bildungsprämie
Bildungsausgaben und Steuerniveau sowohl über Anreize als auch über  Einstellungen und Erwartungen funktionieren. 
höhere Löhne für höhere Qualifikationen nicht ausschliesslich strukturell bedingt, sondern auch das Resultat von Policies sind (politischer Gestaltung). 
(andere Autoren: Einkommenszuwachs von der Spitze, weil die grössere Erwartungen haben).

Interpretation der Befunde und Ergebnisse: 
• Höhere Löhne für hohe Qualifikationen sind nicht nur strukturell bedingt (Nachfrage, Produktivität), sondern sind auch das Resultat von Policies. 
• Interpretation: hohe Steuern wirken v.a. über die Anreizstrukturen; ein starkes öffentliches Bildungssystem beeinflusst die Einkommens- und Gerechtigkeitserwartungen.  Policies wirken über ökonomische und kulturelle Mechanismen auf Ungleichheit ein. (pushen für höheres Einkommen lohnt sich weniger, da man mehr besteuern muss, so wirkt also eine hohe Besteuerung über die Anreizstrukturen dämpfend auf die Bildungsprämie)
• Das bedeutet: Policies können Prozesse der Verkrustung sozialer Ungleichheit dämpfen («social closure»») und soziale Mobilität erleichtern. 
Elite mit anderen Wertvorstellungen als die breite Bevölkerung
cf. Piketty’s Fokus auf Eliten

Pitketty: Problem, Gründe, Lösungen
Fokus auf Einkommens- und Vermögenskonzentration «at the top» 
Zentraler Beitrag: Neue Datenreihen zur langfristigen Einkommens- und Vermögensentwicklung (ermöglichten ganz neue Forschung zu Reichtumskonzentration)
[image: ]top 10 Vermögensanteil
ab den 70er steigt Konzentration wieder an
In Europa Vermögenskonzentration bis 70er höher als in den USA, dann hat es geändert. 




Warum? 
Vermögenserträge (i.e. Erträge von finanziellem Kapital) liegen langfristig über den Wachstumsraten (i.e. Erträgen von Arbeit). 
über die Zeit lohnt sich Kapitalbesitz mehr als Arbeit
Warum ist das so? 
1. Struktur: Technologischer Wandel, Stabilität (Wirtschaft braucht mehr Kapital, bekommen mehr Rendite auf das Kapital, Vermögen wird dur4rvch Stabilität nicht mehr vernichtet)

2. Politik: Liberalisierung der Kapitalströme (Globalisierung), unzureichende Besteuerung von Kapitalkonzentration, unzureichende Investitionen in Wachstumsfaktoren, politische «Ideologie» welche tiefere Erträge von Arbeit als »zulässig/normal» darstellt. (Wandel von Ideen, was normal/zulässig ist, Löhne, Freiheit Kapital anzulegen. Menschen haben vergessen, was Ungleichheit angerichtet hat
Das 2020-Buch legt stärkeres Augenmerk auf die Politik

Warum ist die steigende Ungleichheit nach Piketty problematisch? 
• Ressentiments der tieferen Einkommensklassen, Gefühl des «Vergessenworden-seins» (v.a. betont im Interview) 
• Exzessive Ungleichheit gefährdet «vernünftige» Ungleichheit (glaube an und Bejahung von Aufstiegschancen) 
• Entkoppelung von Eliten (inkl. politischen Eliten), fehlende Repräsentation 
• Nationalistischer Backlash 
nicht alles so kausal wie Piketty behauptet
Was schlägt er vor? 
- Höhere/hohe Spitzensteuersätze (und «Exit-Taxes» gegen Kapitalflucht) 
-Kapitalbesitz und Kapitalkontrolle verbreitern («socialisme participatif»): Mitbestimmung in den Betrieben; kleinere Privatvermögen ermöglichen, Idee eines «Startkapitals».
Zentrale Diskussions- und Kritikpunkte in der Politikwissenschaft 
- Machbarkeit? Einbezug von Macht (statt «Narrativen») als Ursache von Ungleichheit stellt die politische Machbarkeit der Vorschläge radikal in Frage. 
Machtbesitzende haben sich besser organisiert. 
- Wirksamkeit? Falls die populistischen Bewegungen gegen eine Konzentration von kulturellem Bildungskapital gewendet sind (statt Finanzkapital) werden die Rezepte nichts an den elektoralen Trends ändern. In der Politikwissenschaft gibt es viele Studien, die zum Schluss kommen, dass die WählerInnen populistischer Parteien weder besonders «arm» sind, noch sich am Reichtum der ökonomischen Eliten stören (Vorlesungen 12 und 13 zum populistischen Backlash)















11 Politische Reaktion auf strukturelle Veränderungen: Modernisierung des Sozialstaats
Blog Institutionelle und ökonomische Treiber
Bildungssystem und Heiratsmarkt fällt eher als Treiber von Ungleichheit aus, Arbeitsmarkt eher nicht.
A Bildungssystem - Pflichtlektüre Felouzis
Untersucht: Ungleiche Verteilung von erworbenem Schulwissen in Mathematik zwischen sozialen Klassen (Klassen gemessen an Beruf und Bildung der Eltern, sowie Ressourcen des Haushaltes). 
Geht der Frage nach, inwiefern diese Ungleichheit ein Resultat von Schulsystemen (Segmentierung/«tracking») ist. System bis 9.Klasse eher Ungleichheit generierend
Typisches Mass von Bildungsungleichheit: Anteil der Varianz in der schulischen Leistung, die in einem Regressionsmodell vom elterlichen Hintergrund erklärt wird 
Treiber von Ausgleich oder von Ungleichheit?
s. 11: «dass in Kantonen, welche sich für eine getrennte Organisation des Unterrichts auf Sekundarstufe I entscheiden, die in der Schule erworbenen Fähigkeiten am stärksten von der sozialen Herkunft der Schüler abhängen. Der Entscheid für eine durchlässigere Organisation – gemäss einem «integrierten» oder «gemischten» Modell – ermöglicht es umgekehrt besser, das Prinzip der Chancengerechtigkeit beim Kompetenzerwerb am Ende der obligatorischen Schulzeit zu verwirklichen. Heute entscheiden sich eine wachsende Anzahl Kantone für weniger segmentierte oder sogar gänzlich integrierte Schulsysteme. Die geschieht auch unter dem Druck der Bildungsnachfrage der Familien und den Erwartungen der schweizerischen Wirtschaft, deren Bedürfnis nach qualifizierten Arbeitskräften stark zunimmt.”
· Für die Politik zentrale Erkenntnis: die Studie findet keinen «trade-off» (Zielkonflikt) zwischen sozialem Ausgleich und durchschnittlichem Leistungsniveau.
· Möglicherweise besteht aber ein Zielkonflikt zwischen sozialem Ausgleich und Elitegenerierung

A Bildungssystem - Pflichtlektüre Meyer
Untersucht: Ungleichheit im Erwerb nachobligatorischer Bildung und Ausbildung in der Schweiz. 
Geht der Frage nach, wie sich der Erwerb nachobligatorischer Bildung und Ausbildung auf die Stellung im Arbeitsmarkt auswirkt. 
Anders gefragt: Verstärkt oder kompensiert die nachobligatorische Bildung in der Schweiz (Stichwort Durchlässigkeit) die schulischen Ungleichheiten im Hinblick auf materielle Ungleichheit im Arbeitsmarkt?
Treiber von Ausgleich oder von Ungleichheit?
1. Insgesamt: tiefer Anteil Jugendlicher in allgemeinbildender nachobligatorischer Schule mit anschl. Tertiärausbildung (<25% d.h. Elitenbasiertes Bildungssystem)
2. Trotzdem ca. 40% mit Tertiärabschluss im Alter von 30 Jahren (teilweise Kompensation des tiefen unter 1 genannten Anteils über die nicht-gymnasiale höhere Berufsbildung) 
3. Sehr tiefer Anteil (ca. 10%) ohne nachobligatorischem Abschluss und insg. sehr gute Arbeitsmarkintegration 
4. Frühes «Tracking» wird jedoch nicht mehr ausgeglichen. Starker Zusammenhang zwischen Bildungsabschluss und Arbeitsmarkt- und Einkommenssituation. 
-> armutsvermeidendes aber stark stratifizierendes System.
Für die Politik wichtige Erkenntnis: 
Hohes Ausmass des «Upskilling» in der Schweiz ohne jegliche Entwertung der tertiären Bildungsabschlüsse («Tertiarisierungslücke») «Der Anteil der Erwerbsbevölkerung in der Schweiz, der über einen Bildungsabschluss auf Tertiärstufe verfügt, hat sich innerhalb von nur rund 20 Jahren von 20 auf 40% verdoppelt.» 
«Insgesamt geben unsere Ergebnisse einige Hinweise darauf, dass eine abgeschlossene berufliche Grundbildung nicht (mehr) ohne weiteres als «Garant» für Arbeitsmarkterfolg wirkt. Vielmehr scheint sich diese »Schutzwirkung» auf Abschlüsse der Tertiärstufe verlagert zu haben.» 

B Arbeitsmarkt - Pflichtlektüre Oesch
Untersucht: Ungleiche Entwicklung der Arbeitsnachfrage (d.h. Erwerbschancen) nach Qualifikationsstufen (welche Art von Abschlüssen werden nachgefragt)
Geht der Frage nach, ob die Beschäftigung in Berufen mit überdurchschnittlichen Erwerbseinkommen nach unten ausgehöhlt wird oder eher expandiert. (Aushöhlung der Mittelklasse, Polarisierung)
Mittelklasse: unterhalb der Oberklasse, die von ihrem Kapital lebt, oberhalb der Arbeiterklasse, die von manueller Arbeit lebt. 
Zentraler Befund: Die Schweiz hat keine Polarisierung der Beschäftigung erlebt, sondern eine massive Expansion der gebildeten Mittelklasse (34 -> 48% in 25 Jahren seit ‘91) (nicht so wie im angels. Bereich)
Treiber von Ausgleich oder von Ungleichheit?
zentraler Befund: Die Schweiz hat keine Polarisierung der Beschäftigung erlebt, sondern eine massive Expansion der gebildeten Mittelklasse trotz Automatisierung und steigender Frauenerwerbstätigkeit, und ohne strukturell steigende Arbeitslosigkeit –> Wichtigkeit von Strukturwandel, Bildungsexpansion und Immigration p. 10: «Anders als in den USA gibt es für die Schweiz keine Anzeichen für eine zunehmende Polarisierung der Beschäftigungsstruktur» 
->Arbeitsmarkt als Treiber von Ausgleich zwischen Geschlechtern und Mittel/Hochqualifizierten.
Für die Politik wichtige Erkenntnis: 
Massives Ausmass der Deindustrialisierung und «Bereinigung» des Arbeitsmarktes in den Rezessionen der 70er und 90er Jahre. Schwinden der tiefer qualifizierten routine Beschäftigung und Expansion der hohen und mittleren Beschäftigung -> Upgrading der Beschäftigungsstruktur hat sehr früh stattgefunden. In den Rezessionen und dann v.a. in den 90er hat der Shift weg von Industrie hin zur höher qualifizierten Beschäftigung stattgefunden. Bildungsmarkt ist dem gefolgt, mit der Expansion des Bildungsangebots
Trotzdem kein Problem starker Arbeitslosigkeit. «Unsere Ergebnisse widersprechen der Annahme, wonach postindustrielle Volkswirtschaften nur Vollbeschäftigung erreichen können, wenn sie ihr Lohngefüge nach unten hin öffnen und viele geringbezahlte Dienstleistungsstellen schaffen.»

C Heiratsmarkt - Pflichtlektüre Ravazzini
Untersucht: Ungleichheit in der Verteilung materieller Ressourcen zwischen Paarhaushalten. 
Geht der Frage nach, inwiefern die Familien/Paarbildung diese Ungleichheit verstärkt oder abschwächt.
Treiber von Ausgleich oder von Ungleichheit? 
- Homogamie war immer die Tendenz und ist relativ konstant geblieben, mit gewisser Zunahme in der unteren und oberen Einkommensschicht. Sie trägt somit zur «sozialen Schliessung» dieser Schichten bei (in eher zunehmendem Ausmass). 
- Die Homogamie nimmt in der Schweiz nicht besonders stark zu (trotz Bildungsexpansion insb. der Frauen). Sie bleibt weitgehend konstant hoch (Treiber von Ungleichheit)
Für die Politik wichtige Erkenntnis: 
Während die Homogamie im Moment des Eingehens der Partnerschaft stabil hoch ist, nimmt sie danach im Zeitverlauf in der Schweiz ab, insb. nach der Familiengründung, durch tendenziell sinkende Einkommen der Frauen und steigende Einkommen der Männer. 
Heute sind in der Schweiz Arbeitsmarkt und Familienorganisation stärkere Treiber von Geschlechterungleichheit in Einkommensverhältnissen als das Bildungssystem.
Hebel um Ungleichheit auszugleichen liegt in Familien- und Arbeitsmarktpolitik
Typologie von Sozialpolitiken und distributiven Wirkungen
Die sozialstrukturelle Ungleichheitsforschung zeigt, dass soziale Ungleichheiten über viele verschiedene Mechanismen von Kindheit an produziert und dann reproduziert werden (Familienbildung, Bildung, Arbeitsmarkt etc). 
Ein beträchtliches Mass an materieller Ungleichheit scheint also strukturell zu sein (d.h. nicht nur aus individuellem Verhalten und Entscheidungen zu resultieren). 
Diese Erkenntnis begründet sowohl effizienzbasierte als auch sozialpolitische Argumente für ausgleichende, d.h. umverteilende, Sozialpolitik.
Aber ist Sozialpolitik immer umverteilend?  -> nein nicht per se ungleichheitsreduzierend
Welche distributiven Wirkungen hat Sozialpolitik?
Verknüpfung mit letzter Woche:
Welche Faktoren erklären die (un)gleiche Verteilung von Gütern? 
Strukturelle Treiber (cf. letzte Woche: Globalisierung, Strukturwandel, SBTC) 
Vs. 
Politik (Investitions- und Verteilungspolitik)
Öffentliche Bildungsausgaben und hohe Einkommenssteuern sind zentrale Determinanten tieferer Bildungsprämien (sowohl zwischen den Ländern als auch über die Zeit). 
Sozialleistungen sind das nicht -> keine Korrelation mit der Ungleichheit / Bildungsprämie
Typologien von Sozialpolitiken
Unterschiedliche distributive Effekte
Kompensatorische evt. weniger umverteilend als die investiven Sozialleistungen (da a priori) 
->abhängig von Ausgestaltung!
1. Kompensatorische Sozialleistungen (Social Consumption): 
Ziel: Einkommensersatz und ex post «Korrektur» der Marktverteilung von materiellen Ressourcen (equality of outcomes). 
Wichtigste Instrumente: Transferzahlungen (verlorenes Einkommen, dann ersetzt Staat)
Typische Instrumente des Lohnersatzes: »Sozialversicherungen» 
• Rentenversicherung
• Arbeitslosenversicherung 
• Mutterschaftsversicherung 
• Invaliditätsversicherung 
Ob und wie stark diese Sozialversicherungen umverteilend sind hängt von a) den Kriterien der Anspruchsberechtigung an und b) von der Leistungsstruktur (Proportionalität, Plafonierung)

[image: ]In welchem Umfang sind Sozialtransfers umverteilend?
redistributiver Effekt: wie stark der Gini-Koeffizient der Einkommen reduziert wird durch Steuern und Leistungen (Durchschnitt ca. 25%). Die Ungleichheit der Erwerbseinkommen wird durch Steuern und Leistungen um etwa 25% reduziert. Umverteilende Effekt des Transfersozialstaates variiert zwischen den Ländern!!
CH: Gesundheitssystem wird stark über Kopfprämien finanziert (regressiv, tiefe Einkommen werden mehr belastet). Altersvorsorge sehr stratifizierend (regressives Element)
 darum Schweiz bei den wenig umverteilenden Ländern
ein grosser Sozialstaat bedeutet nicht, eine starke Umverteilung/ Ausgleich von Ungleichheit




Wie ist es zu erklären, dass diese Transfers nicht immer umverteilen? 
--> vgl. Sitzung 3 dieser Vorlesung: Wohlfahrtsregimes nach EspingAndersen 
«Stratifizierung»: „The welfare state is a stratification system in its own right. Does it enhance or diminish existing status or class differences?“
[image: ]
Hohe Unterstützung in Spanien/Italien nur dann, wenn man einen Arbeitsvertrag hatte. Diesen haben nur wenige. Sozialstaat ist zwar grosszügig, jedoch nicht stark umverteilend und Ungleichheit reduzierend.  

[image: ]Je tiefer die Leistungen und je stärker konservativ, desto weniger Umverteilung
Nordisch: das Umverteilendste Sozialstaat





Ungleichheit reproduzierende oder sogar verstärkende Sozialpolitiken werden mit dem «Matthäuseffekt» bezeichnet. «Wer hat, dem wird gegeben.” 
Redistribution („Robin Hood“) vs. Social Insurance („Matthew effect“)
v.a. kontinentale System: Wer einzahlt, bekommt auch höhere Leistungen. Dieser Effekt ist spezifisch für Sozialversicherungen (2.Säule), der konsumtiven Transferleistungen.


2. Investive Sozialleistungen (Social Investment): 
Ziel: Humankapital schaffen und dessen Nutzung erlauben; ex ante Verbesserung der Erwerbs- und Einkommenschancen (equality of opportunities). 
Wichtigste Instrumente: Dienstleistungen in Aus- und Weiterbildung ab früher Kindheit, Vereinbarkeitspolitik, aktive Arbeitsmarktpolitik
Eine alternative Strategie der Sozialpolitik besteht darin, direkt beim Erwerbs- und Einkommenspotenzial anzusetzen. 
Allerdings: Matthäuseffekte sind auch in sozial-investiven Politiken verbreitet. Sozialpolitik befähigt bessere Arbeit zu kriegen, dann können sie besser beitragen und bekommen mehr. Menschen in bessere Situation versetzen, schon bevor sie Beiträge brauchen/kriegen. 
Ein zentrales Beispiel: frühkindliche Bildung/Familienergänzende Kinderbetreuung. 
Welche sozialen Klassen nutzen diese und warum? 
- Angebotsseitige Faktoren: Verfügbarkeit und Preis 
- Nachfrageseitige Faktoren: kulturelle Normen
Vereinbarkeitspolitik ist z.B. ein zentraler Bestandteil der OECD-Empfehlungen für die Modernisierung der Sozialpolitik, weil sie soziale Integration und Produktivität verbinden soll.
->höher Gebildet, höhere Skills, höheres Humankapital
->ausgleichend sozial integriert

Vergleichende Untersuchung in den EU-Ländern: Ungleichheit in der Nutzung der «childcare services» und vorhergesagte Wahrscheinlichkeiten der Nutzung. (Matthäuseffekt) 
Hängt Nutzung der sozialen Klasse ab vom Angebot (einfacher für Politk) oder von sozialen Normen (wenn ja, dann für Politik schwierig gestaltbar.)
[image: ]Nutzung der Kinderbetreuungsangebote ist unterschiedlich nach sozialen Klassen
Links: Anteil Haushalte, die Kinderbetreuung nutzt (10-70%)
Vergleich der Anteil in de verschiedenen Einkommensklassen
Rechts: Verhältnis zwischen der höchsten und tiefsten Klasse und prozentualer Unterschied.
Positiv: Nutzung in höchsten Einkommensklasse x% höher als in tiefsten
Ausser Litauen und Malta, nutzt die höchste soziale Klasse Kinderbetreuung viel stärker als die Tiefste
->Liegt es an sozialen Normen oder Angebot?
[image: ]Nutzung vorhersagen: wie hoch ist die Wkeit, dass ein Haushalt die Kinderbetreuung nutzt, in Abhängigkeit der Verfügbarkeit (Abdeckung und Preis) und in Abhängigkeit von den sozialen Normen.
3 Linien für Klassen: 
 beide Effekte (traditionelle Normen und schlechte Verfügbarkeit) korrelieren negativ mit der Nutzung. 
[image: ]
Bei den sozialen Normen sind die Kurven/effekt etwa gleich. Höhere als auch tiefere Schichten schicken die Kinder nicht in die Krippe. 
Bei Verfügbarkeit und Preis: auch obere soziale Klassen nutzen die Betreuung weniger, wenn sie denken, dass sie zu teuer sind oder schlecht verfügbar (negativer Effekt). Effekt ist jedoch viel schwächer als bei der Arbeiterschichten. Effekt der Verfügbarkeit ist in den tieferen sozialen Schichten viel stärker.
es hat also viel mit der politischen Seite zu tun, also mit dem Angebot wie es ausgestaltet ist
soziale Ungleichheiten (Matthäuseffekte), die sich daraus ergeben, ausgleichen
Schweiz:
Betreuungsquoten nach Einkommensterzil. Tief: ca. 20% schicken Kinder in Betreuungseinrichtungen. Im höchsten ist es etwa die Hälfte.
Verhältnis zwischen 1. und 3.: Ungleichheit
Wenn Erkenntnisse stimmen: Wenn Frühe vorschulische Investition in Humankapital längerfristige Effekte hat auf schulische Leistungen etc., dann wirkt sich das auch auf die Übertrittsrate im jugendlichen Alter aus
Investive Sozialausgaben (je nach dem wie sie ausgestaltet sind) können strukturelle Ungleichheiten noch eher verschärfen als ausgleichen. 

Fazit
· Weder kompensatorische noch investive Sozialausgaben «per se» umverteilend. 
· Die distributiven Wirkungen von Sozialpolitik müssen genau untersucht werden.
· Regressive oder stratifizierende Wirkungen sind in erster Linie die Folge von Policy-Design. Das legt nahe, dass politische Faktoren (Machtverhältnisse) erklären, ob und in welchem Umfang Sozialpolitik Ungleichheit ausgleicht oder nicht.














12 Backlash gegen den Wandel: Protektionismus und Desintegration
Prognose aus VL 9: 
Staaten werden versuchen, Abwanderung zu verhindern: Reformen, um mobile Faktoren im Land zu halten -> Steuerreformen, Abbau von Regulierungen etc.
Kerninstrumente demokratischer Wirtschaftspolitik 
Beispiele bei Rodrik:
- Arbeitsrecht
- Steuern
- Gesundheitsstandards
- Umweltauflagen
- Subventionen

Das Globalisierungstrilemma 
Das heisst, Staaten können über den Einsatz der Kerninstrumente ihrer Wirtschaftspolitik nicht mehr demokratisch entscheiden.
Rodrik’s Schlussfolgerung: 188: «National democracy and deep globalization are incompatible.”
[image: ]
	->originalversion Rodrik 2000
	später: Hyperglobalization, Democratic 	politics (2011)







Option 1: Golden Straitjacket
Ökonomische Integration + Nationale Souveränität (keine politische Integration)
-> Konvergenz nationaler Regeln und Policies

Problem: Mobile Produktionsfaktoren können sich der Regulierung durch nationale Politik entziehen.

Preis: 
-> Nationale Politik kann nichts mehr tun, was Produktionsfaktoren vertreibt. (-> race to the bottom (striktere Regulierungen, dann wandert Kapital ab)
-> «Insulation» der Wirtschaftspolitik von demokratischen Prozessen

Option 2: Global Governance
Ökonomische Integration + Demokratische Politik
-> Ebenfalls Konvergenz, aber auf gemeinsam festgelegte Regeln

Problem: Regulierungen müssen weltweit einheitlich sein, damit sie wirken können. (demokratische festgelegt, globale Mehrheit -> kein race to the bottom)

Preis
-> Kein Spielraum für nationale Eigenständigkeit
-> Notwendigkeit zur Entwicklung entsprechender Institutionen



Option 3: Bretton Woods
Nationale Souveränität + Demokratische Politik
-> Keine Konvergenz, Länder bleiben verschieden

Problem: Setzt voraus, dass Produktionsfaktoren sich der nationalen Regulierung nicht entziehen können.

Preis
-> Notwendigkeit der Beschränkung des Kapitalverkehrs
-> Ineffizient. Mögliche Spezialisierungsgewinne werden nicht genutzt.
-> Permanenter Koordinierungsbedarf, potentiell konfliktträchtig

Wer sollte aus strukturellen Gründen welche Lösung unterstützen?
«Golden Straitjacket»:
-Kapitalbesitzer, Unternehmen, mglw. mobile, high-skilledArbeitskräfte, Länder mit liberalen Ökonomie

«Global Governance»:
-mobile, high-skilled Arbeitskräfte, je nach Ausgestaltung: Investoren oder immobile Arbeitskräfte, «Kosmopoliten», koordinierte Ökonomien

«Bretton Woods Compromise»:
-Arbeiter, «Globalisierungsverlierer», «Kommunitaristen»

Warum ist «Global Governance» so schwierig?
· Lange dominante Annahme: Entwicklung in Richtung «Global Governance/Global Federalism», insbesondere nach 1990. 
· ZB 1995: Gründung der World Trade Organization(WTO)
· 1992: Vertrag von Maastricht, ArticleA
->Backlash: Heute: Rückkehr zum Nationalstaat, Desintegration, Krise des Multilateralismus (Brexit, Trump, Krise der EU, COVID-19)

Desintegration
Backlash: sich von bestehenden globalen integrationsschritten zurückziehen (Brexit)
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Erfolge globaler Integration
Das weltweite Vorbild: die Europäische Union
· Vermutlich kein Zufall: Club von CMEs (zumal nach Brexit)
· Grösster Binnenmarkt der Welt
· Enorme wirtschaftliche Integration im Binnenmarkt (Vier Grundfreiheiten: Freier Warenverkehr, Personenfreizügigkeit, Dienstleistungsfreiheit, Freier Kapital-und Zahlungsverkehr)
· Weit fortgeschrittene politische Integration (direkt gewähltes Parlament, europäische Parteienfamilien, europäischer Gerichtshof etc.)
· Beitrittsperspektive schafft Anreizeffekte und löst Reformen aus
· Relativ effektiv in der Regulierung transnationaler Konzerne (Apple, Google, Facebook)
 -> Steuern, Datenschutz, Wettbewerbsrecht
· Wirksame Regulierung z.B. im Umwelt- und Verbraucherschutz
EU-Regeln oft stringenter als die der Mitgliedsländer
Kein «Race-to-the-Bottom»

Grenzen der globalen Integration (Rodrik)
2000: global Federalism ist die wahrscheinlichste Version (Koalition der Globalisierungsverlierer: ehe sie keinen Schutz haben kann, unterstützten sie eine transnationale Institution. Profiteure der Integration wollen Verlässlichkeit, klare Regeln: wichtiger als letzter Gewinn aus race to the bottom zu ziehen)

Pflichtlektüre 2011: Global governance ist weder politisch wahrscheinlich, noch normativ wünschenswert: unterschiedliche Problemlagen. Es wird zum kleinsten gemeinsamen Nenner führen
(Reglen faktisch dieselben wie beim goldenstrait Jacket)

Rodrik mit VoC verbinden:
„Global Governance" setzt voraus, dass die Regelungswünsche der einzelnen Staaten einigermassenähnlich sind.
Wo die Regelungswünsche aus strukturellen Gründen unterschiedlich sind (konkret: weil die Länder unterschiedliche VarietiesofCapitalismhaben), verbleiben globale Regeln auf dem Niveau des «golden straitjacket».
 Unterschiede, dnan verbleibt die Integration auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner

Grenzen der Integration (Schlarpf)
Daraus folgt Asymmetrie zwischen positiver Integration und negativer Integration

Positive Integration: Explizite Vereinheitlichung von Regulierungen und Policies auf europäischer Ebene durch gemeinsamen Beschluss und Schaffung gemeinsamer Regeln. (Institutionell anspruchsvoller)
(Scharpf 1999: «Ausübung wirtschaftspolitischer und regulativer Kompetenzen auf der Ebene der grösseren wirtschaftlichen Einheit»)
Rodrik

Negative Integration: Implizite Vereinheitlichung der europäischen Standards durch Abschaffung nationaler Sonderregeln.
(Scharpf 1999: «Beseitigung von Zöllen, von quantitativen und qualitativen Beschränkungen des freien Handels und von Behinderungen des freien Wettbewerbs»)

Welche Art der Integration bevorzugen Liberale Marktwirtschaften? Negativ: haben ohnehin schon wenige Regulierungen und wollen nichts aufgezwungen bekommen
Welche Art der Integration benötigen koordinierte Marktwirtschafen? Positiv: Wirtschaft basiert auf bestimmten Regulierungen, diese müssen positiv auf einen höhere Ebene gehoben werden, damit Modell weiterhin florieren kann.

Kündigungsschutz: 
CME: Wegregulieren gefährdet Arbeitsbeziehungen, da es auf Langfristigkeit angelegt ist. 
LME: Modell basiert auf Flexibilität, sie wollen keine neuen Arbeitsmarktregulierungen

Scharpfs Antwort: 
· Liberale Marktwirtschaften begrüssen Deregulierung und wehren sich gegen Regulierung.
· Koordinierte Marktwirtschaften benötigen Regulierung und setzen sich dafür ein.

Weil Deregulierung leichter zu erreichen ist (zB. durch Gerichtsverfahren oder durch fehlende Updates existierender Regeln), gibt es eine Asymmetrie.

Der Backlash gegen Globalisierung
Im Gegensatz zur Analyse von Scharpf scheint der Backlash gegen Integration in den Liberalen Marktwirtschaften am stärksten ausgeprägt zu sein.

Aber Vorsicht: Dass der Backlash in Regionen mit vielen Globalisierungsverlierern stark ist, beweist noch nicht, dass Globalisierungsverlierer dahinter stecken (ökologischer Fehlschluss)

Zu klärende Fragen:
•Tatsächlicher Abstieg oder Abstiegsangst?
•Rolle des Bildungsstands?
•Rolle kultureller Werte?
•Politisierung: Warum wählen Globalisierungsverlierer rechts?

Sind es Globalisierungsverlierer?
Typisches Forschungsdesign: Wie stark sind Leute dem „China-Shock“ ausgesetzt?
- Korrelation zwischen der Intensität der Konkurrenz mit China und der Zustimmung zum Brexit in unterschiedlichen Regionen. 
- bei Rentner ist dies nicht der Fall
diejenigen die ihren Job verloren haben oder ihren Job bedroht sehen
Globalisierungsverlierer

Wogegen richtet sich der Backlash
· Rodriks Argument: Welche Form der Backlash annimmt, hängt davon ab, wie ein Land die Globalisierung erlebt.
· Wird die Globalisierung vor allem als Globalisierung der Finanzmärkte spürbar, richtet sich der Backlash vor allem gegen ökonomische Eliten und internationale (Finanz-)organisationen. Es entsteht Linkspopulismus (analog auch Manow (2018) zu Südeuropa). 
· Wird die Globalisierung vor allem als Integration der Arbeitsmärkte spürbar, richtet sich der Backlash vor allem gegen Zuwanderer und andere Länder. Es entsteht Rechtspopulismus.
· Ob Backlash nach links oder Rechts geht hängt von Globalisierungsform ab (Handelsbeziehungen, FDI, Migration, etc.)
· Globalisierung = Integration der Arbeitsmärkte durch Migration oder Konkurrenz in günstigerem Land -> Rechtspopulismus (Konkurrenz zwischen Leuten) Europa
· Globalisierung = Finanzmärkte -> Linkspopulismus (IWF sendet Leute nach Argentinien wegen Wechselkursanpassung) Lateinamerika
-> zum populistischen Backlash nächste Woche mehr
13 Backlash: Polarisierung und Populismus
1. Die neuen politischen Wählerpotenziale: «Winners» und «Losers» von i) Globalisierung ii) Deindustrialisierung, iii) Modernisierung
Basierend auf ökonomischen Entwicklungen:
«Winners» und «losers» von Globalisierung, Deindustrialisierung und technologischem Wandel
• Bevorteilte: hoch qualifizierte, mobile (Globalisierung), kognitiv Beschäftigte, interpersonelle Jobs (Technologischer Wandel/Jobwachstum), Zentren
• Benachteiligte: niedrig qualifizierte, exponierte Arbeiter*innen, Routinejobs, periphere Regionen

Basierend auf sozio-kulturellen Entwicklungen:
«Winners» und «losers» von sozialer Modernisierung 
• Bevorteilte: Kosmopolit*innen, Minderheiten (Rechte werden ausgebaut), (qualifizierte) Frauen, kognitiv-und kreativ Tätige, mobile und kulturell Interessierte
• Benachteiligte: Kommunitarist*innen, Traditionalist*innen, niedrig qualifizierte Männer, manuell Tätige, national oder lokal orientierte Menschen

2. Mobilisierung dieser Potenziale durch rechte und linke «challenger» Parteien
Welchen Parteien geben diese Wähler*innen ihre Stimmen?
· Liberal-progressive Parteien mobilisieren stärker die Bevorteilten des Strukturwandels.
· Rechts-nationale Parteien mobilisieren stärker die Benachteiligten des Strukturwandels.
àAn beiden Polen wachsen die Parteien der neuen Linken und neuen Rechten über die letzten 30 Jahre

In einer Vielzahl von Studien haben sich folgende Determinanten robust als wichtig zur Erklärung des Wahlverhaltens in vielen Ländern erwiesen :
- Bildung
- Berufsklassen
- Zentralität (Zentrum/Peripherie bzw. Stadt-Land)
- Geschlecht
soziostruktureller Wandel führt also zur Herausbildung und Profilierung dieser neuen Parteien an den Polen

Pflichtlektüre: zentrale soziostrukturelle Determinanten hängen signifikant mit den Wahlwahrscheinlichkeiten mit diesen Parteifamilien zusammen (rechts Industriearbeiter, links SCP)
->Gruppen von Bevor -und Benachteiligten

Neues, stabiles Realignment der Wählerschaften und Polarisierung

Soziodemographische Potenziale (oben theoretisch hergeleitet) ->  finden wir Gruppen die mit jeweiligen Wahlpräferenzen korrelieren) ->pole korrelieren mit Gewinner/Verlierer
->neuer Konflikt zwischen Globalisierungsgewinner und -verlierern, die einen solchen ökonomischen Konflikt über Beschäftigungsmöglichkeiten und usw. austragen. (Motive, Beweggründe siehe unten)

3. Politische Identitäten und Parteipolarisierung (Pflichtlektüre Bornschier et al. 2021)
Jedoch: weiterhin ungeklärte, offene Frage: Wahlmotivation?
„Ökonomische“ Motivationen?
• Tatsächlicher Abstieg/Aufstieg? 
• Abstiegsangst? Statusangst?
• Bildungschancen/renditen? Möglichkeiten/Skills? (Hochqualifizierte wählen links für noch mehr Ausbildung)

„Kulturelle“ Motivationen? (nicht blosse kosten-nutzen Rechnung)
• Bildung? Ambivalenztoleranz/Autoritarismus vs. Liberalismus? Bildung führt zu einer veränderten Wertehaltung in dem sie autoritarismus reduziert und den Liberalismus/Ambivalenztoleranz erhöht.
Ambivalenz: trotz Unsicherheiten/Uneinigkeiten funktionieren
Autoritarismus: wollen klare Ansagen
Bildung; Starker Effekt ob Menschen solche Autoritäre Erwartungen haben
• Rolle kultureller Werte? Traditionalismus vs. Universalismus
Universalistisch: Anspruch, dass alle Menschen gleiche Chancen haben
Traditionell: Gesellschaftliche Ordnung muss man schützen
Wertgegensätze korrelieren mit Berufen
• Nationalismus / Kosmopolitismus

Warum wollen wir die Motive/Mechanismen kennen?
• Die Motive erklären, was die Wähler*innen von der Politik / von ihrer Wahl erwarten
• Damit zusammenhängend erklären sie, welche Politiken diese Wähler*innen ansprechen werden oder nicht
• Frage nach Stabilisierung vs. Volatilem Wählen	

Schwierigkeit: von den sozio-strukturellen Charakteristika der Wähler*innen kann ihre Motivation nur bedingt hergeleitet werden.
· Zentral ist, wie die Menschen ihre Situation wahrnehmen, definieren, und wogegen sie sich abgrenzen.
· Diese Selbstwahrnehmungen sind a) komplexer und b) affirmativer als die Winner/loser-Kategorien der rein materiellstrukturellen Analysen.
Kaum jemand definiert sich selber als Hoch- oder Niedriggebildet 
Forschungsprojekt: Social Identities and Social Structure in 21st Century Electoral Politics – How «Us» and «Them» Relates to Voting Behavior. (wie sich Menschen selber wahrnehmen)

Laufende vergleichende Studie zu politischen Identitäten in F, GER, CH, UK am IPZ – Bornschier, Haffert, Häusermann, Steenbergen, Zollinger

Pflichtlektüre auf der Basis der Pilotstudie in der Schweiz:
[image: ]







Erster Befund:
· In den Regressionen zeigt sich, dass die «objektiven» Gruppen sich auch den entsprechenden «subjektiven» Gruppen nahe fühlen. 
· ABER: die «subjektiven» Gruppen gehen weit über die direkte Entsprechung hinaus, v.a. zu kulturell konnotierten Gruppen.
· Insbesondere haben Bildung, Klasse und Zentralität (Stadt-Land) – d.h. diejenigen Attribute, die der neuen Rechten und neuen Linken zu Grunde liegen - eine starke Verbindung zu kulturellen Identitätskategorien.
· Zudem sind die am stärksten polarisierenden Identitäten zwischen Wähler*innen der neuen Rechten/Linken kulturell konnotiert.



Zweiter Befund:
· Die wichtigsten positiv und negativ konnotierten Gruppen (Ingroups/Outgroups) erklären die Parteiwahl signifikant.
· Sie steigern die Passung des Regressionsmodells stark. (verglichen mit Modell, das nur soziostrukturelle Variablen enthält)
· In und outgroup prägen Wahlentscheid mit! Wenn sich jemand kulturell interessierten Menschen nahe fühlt, dann ist Wkeit links zu wählen grösser. Dasselbe für Schweizer, Kosmopoliten
· Linke sind nicht nur kulturell, sondern auch ökonomisch konnotiert!
· Recht: swiss als ingroup und kosmopoliten als outgroup
· Erklärungskraft von kulturellen Identitäten haben stärkere Effekte als die stärkste objektive soziodemographische Erklärungsvariable der Bildung
· Selbstwahrnehmung haben höhere Erklärungskraft als Bildung!

Schluss
· Der strukturelle (ökonomische) Wandel hat die Parteipolitik in Europa transformiert.
· Die meisten Parteiensysteme Europas kennen heute eine starke Konfliktlinie zwischen neuer Linker und neuer Rechter
· Auch wenn die Ursachen im ökonomisch-strukturellen Wandel liegen, scheint die Politisierung dieser Konfliktlinie mindestens so stark über kulturelle Selbst- und Fremdzuschreibungen zu laufen.
· Diese Gruppenidentitäten tragen (via soziale Schliessung) zur Stabilisierung dieses Konflikts bei und zu seiner Kontinuität 

· Materiell-struktureller Wandel und ideell-kultureller Wandel sind nicht klare Alternativen, sondern hängen zusammen. 
· Die offene Frage heute ist, wie stark politische Akteure diese Verbindung aktiv beeinflussen können (agency). 
· Heute integriert die Vgl. und Int. Politische Ökonomie auch Theorien aus dem politischen Verhalten und der politischen Psychologie; Subdisziplinien öffnen sich bis zu einem gewissen Grad.
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Qualifikationen, limitiertes Arbeitsangebot)

«Associational»: Organisationsgrad / Mitgliederstarke
«Organizational»: Vertikale und horizontale Organisation
«Institutional»: Korporatismus vs. Pluralismus

«Moral/discursive»: gesellschaftliche Wahrnehmung der
Arbeitnehmerinteressen und deren Berechtigung

«Coalitional»: Allianzpartner in der Politik (Parteien)
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«Structural»: Verhandlungsmacht (etwa durch Stellenknappheit oder
Arbeitsiiberangebot, Mobilitdt und Delokalisierung/Exitdrohung)

«Associational»: Organisationsgrad / Mitgliederstarke
«Organizational»: Vertikale und horizontale Organisation
«Institutional»: Korporatismus vs. Pluralismus

«Moral/discursive»: gesellschaftliche Wahrnehmung der
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«Coalitional»: Allianzpartner in der Politik (Parteien)
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Average statutory CIT rates decreased strongly between 2000 and 2018,

most visibly in the course of the financial crisis
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Figure 3.15. Evolution of the OECD average standard VAT rate until January 2017
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Source: OECD Tax Database, www.oecd org/taxAtax-policy tax-database him.
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Table 3

Offshorability by Industry
Offshorable (%)
All Jobs _ Self- Externally

Industry (NAICS) (%)  Classified Coded
Construction (23) 52 128 104
Manufacturing (31) 120 273 50.3
Retail Trade (44) 109 17.5 101
Transport and Warehousing (48) 36 119 93
Information (51) 36 46.2 35.1
Finance and Insurance (52) 47 532 548
Professional, Scientific, and Technical

Services (54) 8.1 583 344
Administrative and Support and Waste

Management and Remedial Services (56) 33 230 2738
Educational Services (61) 95 15.6 6.0
Health Care and Social Assistance (62) 130 174 85
Arts, Entertainment, and Recreation (71) 32 153 16.0
Accommodation and Food Services (72) 6.4 9.7 47

Nore.—NAICS = North American Industry Classification System of the US Census Bureau.
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Source: OECD calculations based on INTAN-Invest data, wiwuintan invest net and OECD, Structural Analysis (STAN) Database, http //oe cd/stan, June 2015,
See chapter notes.
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Panel A. Occupations. Pancl B. Low-skill occupations Pancl C. High-skill occupations
with highest RT1 scores with lowest RT1 scores with lowest RT1 scores
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and chauffeurs public service
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4 Banktellers 4 Truck, delivery, and 4 Managers of propertics
tractor drivers and real estate
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6 Cashiers 6 Carpenters 6 Electrical engincers
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8 Pharmacists 8 Housckeepers, maids, butlers, 8 Computer systems analysts
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Figure 3. Relative share of task groups over time.
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Was ist eine ,institutionelle Komplementaritat“? Geben Sie zwei Beispiele von
institutionellen Komplementaritaten in koordinierten Marktwirtschaften.
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die Annahmen der Power Resources Theory in Frage?
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FIGURE 9.5. The top decile income share in Anglo-Saxon countrics, 1910-2010

‘The share of the top o.1 percent highest i in total i rose sharply since the
1970s in all Anglo-Saxon countries, but with varying magnitudes.
Sources and scrics: scc piketty.psc.cns.fr/capitalz1c.

Piketty 2014
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Abbildung3  Lohnersatzrate der staatlichen Arbeitslosenversicherung
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Structural constraints: % der Befragten, die Verfiigbarkeit und Preis von Kinderbetreuung als
Grund nennen, warum sie nicht stérker erwerbstatig sind

Traditional norms: % der Befragten die der Aussage zustimmen «Vorschulkinder leiden, wenn
Gie Mutter arbeitet»
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